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Nur sieben Prozent der Berliner 
Musikschullehrkräfte sind fest 
angestellt – zehnmal weniger als 
im Bundesdurchschnitt. 93 Pro-
zent arbeiten auf Honorarbasis. 
Dieses Missverhältnis muss sich 
ändern! Dr. Hubert Kolland, Prä-
sident des Landesmusikrates Ber-
lin, zur Postkartenaktion, der Si-
tuation an den Musikschulen und 
den Wahlforderungen.

Die ungewöhnliche Idee, sich mit 
einer Forderungskarte des Lan-
desmusikrates fotografieren zu 
lassen und diese Fotos zu posten, 
fand große Resonanz. Wie kam 
es dazu?

DR. HUBERT KOLLAND: Wir wollten 
medienaffin auf das seit Jahren be­
stehende eklatante Missverhältnis 
zwischen festangestellten und auf 

Honorarbasis arbeitenden Musik­
schullehrkräften aufmerksam ma­
chen. Denn wir bilden das absolute 
Schlusslicht in der Bundesrepublik. 
Trotz enormer Anstrengungen und 
zahlreicher Aktionen mit vielen Ver­
bündeten, diesem strukturellen Miss­
stand abzuhelfen, hat sich nicht viel 
getan. Die Fotoaktion – für die Gleich­
gesinnte aus Politik und Gesellschaft, 
Gewerkschaften und Verbänden an­
gesprochen wurden – bedient sich 
der Lust an Selfies, auch wenn die 
wenigsten Fotos echte Selfies sind. 
Sie wurde gut angenommen und 
bringt Bewegung in die Sache.

Was wird gefordert?
KOLLAND: Wir wollen in einem ers­

ten Schritt mindestens 20 Prozent 
Festanstellungen für Musikschullehr­
kräfte erreichen. Denn – ohne den 

hochqualifizierten Honorarkräften 
ihr Können abzusprechen: Nur mit 
einer ausreichenden Zahl fest ange­
stellter Lehrkräfte lassen sich alle 

Aufgaben einer Musikschule meis­
tern, z.B. die qualitative Weiterent­
wicklung des Unterrichts, die Koope­
ration mit Kitas und allgemeinbilden­
den Schulen oder Hilfe bei der Inte­
gration Geflüchteter. Bereits im re­
formorientierten Abschlussbericht, 
den 2008 der damalige Bildungsse­
nator Zöllner in Auftrag gab, wurden 
dafür mehr Festanstellungen und ei­
ne gesamtstädtische Steuerung ge­
fordert. Doch die Umsetzung steht 

bis heute aus. 2013 im Landeshaus­
halt bewilligte Gelder versickerten in 
anderen Musikschulbereichen, da sie 
nicht eindeutig für Festanstellungen 
ausgewiesen waren. 

Wie stehen die Parteien jetzt da-
zu?

KOLLAND: Nun, in Wahlkampfzei­
ten wird viel versprochen. Aber: Die 
maßgeblichen Parteien haben erst­
malig die deutliche Ausweitung der 
Festanstellung in ihren Wahlpro­
grammen verankert. So fordert DIE 
LINKE perspektivisch 75 Prozent und 
damit den bundesweiten Durch­
schnitt, die SPD mindestens 20 Pro­
zent und die CDU will Festanstellun­
gen massiv ausweiten. Bündnis 90/
Grüne fordern ebenso deren Erhö­
hung und zusätzlich Tarifverträge für 
verbleibende Honorarkräfte. Wir wol­
len, dass diese Aussagen nach der 
Wahl in die Koalitionsvereinbarung 
einfließen. Und dass damit Ernst ge­
macht wird. Wir lassen nicht locker 
und spielen immer wieder zum The­
ma auf.

INTERVIEW:  
BETTINA ERDMANN 
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Am 1. September begann das 
Ausbildungsjahr. Wer sich ent­

schieden hat, einen der Berufe Me­
diengestalter, Medientechnologe Druck 
oder Medientechnologe Weiterver­
arbeitung zu lernen (das sind die ak­
tuellen Berufsbezeichnungen für die 
ehemaligen Drucker und Buchbinder), 
wird am 19. September zum ersten 
Mal ins Oberstufenzentrum, die Ber­
liner Ernst-Litfaß-Schule für Medien­
gestaltung und Medientechnologie, 
kommen. Jetzt heißt es für die neu­
en Azubis, eigene Erfahrungen im 
Arbeitsleben zu machen. Wir alle 
wissen: Die Eingewöhnung in den 
betrieblichen Alltag braucht Zeit. Wir 
können von Glück sprechen, wenn 
Ausbildungsbetriebe noch Betriebs­
räte haben. Aber wer von ihnen geht 
auf die Azubis zu und steht ihnen 
von Anfang an zur Seite? 

»Frag’ nach« hat seit November 
2015 eine monatliche gewerkschaft­
liche Sprechstunde im OSZ Ernst Lit­
faß eingerichtet. Das Beratungsteam 
ist hervorgegangen aus der Fach­
gruppe Verlage, Druck und Papier in 
Zusammenarbeit mit der ver.di-Ju­
gend. Es bietet den ersten Termin 
nach den Ferien am 29. September. 
Dank des Entgegenkommens von 
Leitung und Lehrpersonal stehen die 
ver.di-Beratungstage bis Januar jetzt 
auch im »Litfaßplaner«, der gedruck­

ten und Online-Übersicht über die 
Termine im nächsten halben Jahr. 
Außerdem können wir in die Map­
pen, die Berufsanfänger mit Infos 
rund um die Ausbildung von der 

Schule bekommen, auch die ver.di-
Flyer legen. Diese weisen auf die Be­
ratungen hin und geben Tipps für 
die Azubis.

Die ver.di Jugend ist dieses Jahr 
unter der Parole »Besser unbequem!« 
angetreten. Wohl wahr! Es geht da­
rum, jungen wie älteren Kolleginnen 

und Kollegen klar zu machen: Wir 
kommen gewerkschaftlich nur ent­
scheidend vorwärts, wenn alle aus 
ihren Bequemlichkeiten aus- und 
aufbrechen. 

Natürlich ist es für einen Betriebs­
rat bequemer in seinem Büro sitzen 
zu bleiben, anstatt zu den Azubis zu 
gehen und sie zu fragen, wie zufrie­
den sie mit ihrer Ausbildung sind und 
ob der allgemeine Rahmen- sowie 
der betriebliche Ausbildungsplan tat­
sächlich eingehalten werden. Es ist 

auch mühsamer, den Neuen zu er­
klären, worauf es bei betrieblichen 
Aktionen ankommt, und sie von An­
fang an mit einzubeziehen, anstatt 
sie einfach links liegen zu lassen. 

Ist es für manchen Azubi nicht be­
quemer, auf die Forderung des Chefs 
einzugehen und nach dem Berufs­
schultag noch mal schnell in den Be­
trieb zu kommen, um den einen Auf­
trag fertig zu machen? Auch wenn 
sie oder er innerlich flucht. Aber sich 
als Jüngste gegen einen Vorgesetz­
ten zur Wehr zu setzen und einfach 
Nein zu sagen? »Wie lernt man denn 
sowas?« Und wie oft halten auch 
gestandene Gewerkschaftsmitglie­
der den Mund, anstatt gegen offen­
sichtlich unsinnige und kurzsichtige 
Beschlüsse von Gremien in der eige­
nen Organisation aufzustehen? »Ach 
nee, zu allem anderen den Stress 
nicht auch noch!«

Doch genau das ist gefragt: Wut 
und Beharrlichkeit, Leidenschaft und 
Unbestechlichkeit, Scharfsichtigkeit 
und Mut, Geduld und Solidarität. 
Und wem bei den zehn Geboten 
nicht nur der Religionsunterricht und 
die Beichte einfallen, sollte sich mal 
die 10 Gebote der ver.di Jugend an­
schauen, sie stehen unter: http://ju­
gend-macht-tarif.info.

Übrigens: Das Team von »Frag’ 
nach« braucht noch Verstärkung!

Seitdem Selbstmordattentate Europa 
erschütterten, hat sich das öffentli­
che Bewusstsein für solche Fragen 
enorm verstärkt.

Lamya Kaddor zeigt in ihrem preis­
gekrönten Buch Gründe für die An­
ziehungskraft des Dschihad auf ei­
nige deutsche Jugendliche auf. Die 
1978 in Deutschland gebürtige und 
aufgewachsene gläubige Muslimin 
syrischer Herkunft ist Religionspäd­
agogin, Islamwissenschaftlerin, Vor­
sitzende des Liberal-Islamischen Bun­
des. Eine Expertin. Antworten meint 
sie in der Analyse sozial-psychologi­
scher Gegebenheiten ebenso wie im 
Umgang mit dem Islam zu finden. 
Am Beispiel Dinslaken-Lohbergs, wo 
sie selbst an einer Hauptschule und 
später an einer Sekundarschule mehr 
als 1.000 Schüler und Schülerinnen 
unterrichtete, von denen sich »eine 
Handvoll« radikalisierte, weist sie auf 
Zusammenhänge zwischen dem Ab­
gleiten ganzer Stadtteile ins sozial-
politische Abseits und Tendenzen der 
Radikalisierung hin und deutet auf 
diesbezügliche Gemeinsamkeiten 
von Islamismus und Rechtsradikalis­
mus. Ein Problem sieht sie in der Ver­

wendung des Begriffs »Islamismus«. 
Diese könne den Eindruck erwecken, 
der Terror entspränge dem Glauben 
selbst. So bezweckten es die Dschi­
hadisten. 

Kaddor erläutert, wie sich der 
muslimische Glaube in der Geschich­
te entwickelte und wie er differen­
ziert und interpretiert wurde. Die 
»Offenbarungsanlässe« wären Teil 
des Islam. Salafisten, die auf das rei­
ne Wort pochten, setzen auf das Un­
wissen um Religion und Religionsge­

schichte. Dabei müsse man zwischen 
den verschiedenen Arten des zum 
sunnitischen Islam gehörenden, ge­
nerell fundamentalistischen Salafis­
mus unterscheiden. Es gäbe den un­
politischen, den auf Missionierung 
von Gesellschaft und Politik setzen­
den politischen und den gewaltbe­
reiten, »dschihadistischen« Salafis­
mus. Den Begriff des Dschihad un­
tersucht Kaddor kritisch:

Im Arabischen bedeute »Dschihad« 
nicht »Heiliger Krieg«, sondern »An­
strengung«, »Bemühung«. Das ziele 
laut Koran hauptsächlich auf »Selbst­
überwindung und -läuterung«. 

Das geringe und fehlerhafte Wis­
sen junger Leute um religionsge­
schichtliche Zusammenhänge macht 
Kaddor mitverantwortlich für funda­
mentalistisches Abdriften. Deshalb 
fordert sie die Ausweitung staatli­
chen Islamunterrichts. 

Ich finde es gut, wie in diesem 
Buch klar strukturiert Begrifflichkei­
ten des Islam umrissen und historisch 
eingeordnet werden. Das hilft mir, 
mich zu positionieren. Allerdings hät­
te ich gern gelesen, was die Autorin 
selbst während der von ihr gegebe­
nen Islam-Stunden erlebte. Das fehlt 
mir. Eventuell nicht nur mir.

Für ihr Buch erhielt Lamya Kaddor 
2016 den Preis »Das politische Buch« 
der Friedrich-Ebert-Stiftung. 

DORLE GELBHAAR

Lamya Kaddor »Zum Töten bereit. Warum 
deutsche Jugendliche in den Dschihad zie-
hen«, Piper Verlag GmbH München/ Berlin 
2016, 251 Seiten, 14,99 Euro, ISBN 978-3-
492-05703-5

Ist es allein aus sozialem Missstand 
und latenter Diskriminierung zu be­

gründen, wenn sich in Deutschland 
geborene muslimische Jugendliche 
dem mörderischen Terror gegen die 
Allgemeinheit religiös motivierenden 
Gruppierungen zuwenden? Sind der 
Religion selbst Gewaltmotive inhä­
rent? Was fördert Radikalisierung? 
Muss man generell aufmerken, wenn 
junge Leute muslimischen Glaubens 
plötzlich permanent religiöse Wen­
dungen in ihre Sätze mischen? Wa­
rum lassen sie sich dazu verleiten, in 
den Dschihad nach Syrien zu ziehen? 

Buchtipp

Zum Töten bereit

Piper Verlag München/

Berlin 2016

Gesichter des 

Salafismus

Auf ein Wort
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Unbequem 
werden!

Constanze Lindemann,  FG Druck und Papier,  
ver.di  Landesbezirk Berlin-Brandenburg
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Zwangsräumung! Das Thema 
sorgte jüngst in Berlin wieder 

für Wirbel. Sage und schreibe 300 
Polizisten wurden von Senator Hen­
kel (CDU) in der Rigaer Straße 94 
eingesetzt, um in dem linksauto­
nomen Haus einen Raum zu räu­
men – nach späterem Gerichtsurteil 
sogar unberechtigt. Aber Hausbe­
setzung und Auseinandersetzung 
mit Besitzern und Regierenden ge­
hören zur Geschichte der Haupt­
stadt. Dem widmete sich die im 
Sommer laufende Ausstellung in 
der MedienGalerie.

Schon auf den ersten Ausstel­
lungstafeln ließ sich ablesen, wie 
mit der industriellen Revolution in 
der zweiten Hälfte des 19.Jahrhun­
derts das Proletariat wuchs und mit 
ihm der Bedarf an Wohnraum. Bau­
gesellschaften fuhren horrende Ge­
winne ein beim Bau von Miets­
kasernen mit lichtlosen Hinterhöfen. 
Katastrophale Wohnverhältnisse 
führten bereits um 1878 zu den ers­
ten Mieterprotesten. Es war jene 
Zeit, von der Heinrich Zille sagte, 
dass man einen Menschen mit einer 
Wohnung erschlagen könne wie mit 
einer Axt. Die Wohnprobleme spiel­
ten in allen Wahlkämpfen eine Rol­

le bis zur Revolution von 1918, die 
»jedem Deutschen eine gesunde 
Wohnung« versprach. Für dieses 
Recht traten die Ende des Jahrhun­
derts entstandenen Mietervereine 
ein. Doch mit der Massenarbeitslo­

sigkeit 1929 – 1933 hieß es wieder: 
»Erst das Essen, dann die Miete«. 

Mieterproteste nach Gründung 
der BRD besaßen anderen Charakter. 
Im neugebauten Märkischen Viertel 
ging es anfangs um fehlende Spiel­

plätze und urbane Mängel. Studen­
ten riefen die »Märkische Viertel Zei­
tung« ins Leben, kollektiv geschrie­
ben, gedruckt und verkauft. Sie ver­
netzte Protestgruppen – und wurde 
vom Verfassungsschutz überwacht. 
Türkische Gastarbeiterinnen organi­
sierten im Westberlin der 1970/80er 
Jahre die ersten migrantischen Haus­
besetzungen. 

Eine der aufsehenerregendsten 
Räumungen geschah Ende 1990 in 
der Mainzer Straße – mit 3.000 Po­
lizisten, Wasserwerfern und Polizei­
panzern. Diese und weitere Proteste 
bis in die Gegenwart waren ausführ­
lich beschrieben. Ein Kollektiv von 
politischen Aktivisten, unterstützt 
von Wissenschaftlern und Stadtteil­
initiativen, hatte die Ausstellung ge­
staltet. Die Dokumente gliederten 
sich auf 34 Tafeln, illustriert mit von 
Fotografen gespendeten Zeitdoku­
menten – und leider viel Text. Zur 
Vertiefung diente eine umfangreiche 
Broschüre. Alle Arbeiten geschahen 
ohne Bezahlung, lediglich mit einem 
Finanzzuschuss der LINKEN. Das gilt 
auch für eine fünfköpfige Gruppe, 
die das Thema im Stil des Agitprop­
theaters amüsant auf die Bretter 
bringt. �  ANNEMARIE GÖRNE

Die Fachgruppe Bildende Kunst 
bestreitet die ab 15. September 
laufende Ausstellung in der Me-
dienGalerie. Die jährlichen Aus-
stellungen haben ein selbstge-
wähltes Thema, diesmal »Flucht 
– Wege«. Wie kam es dazu?

ANDREAS A. JÄHNIG: Der Vorstand 
diskutiert über mögliche Themen. 
Diesmal einigten wir uns auf »Flucht 
– Wege«, weil wir damit nicht nur 
die aktuelle Thematik der Kriegs- und 
Wirtschaftsflüchtlinge aufgreifen, 
sondern auch die Fluchtwege von 
Menschen in anderen Notsituationen 
untersuchen können.

Flucht ist ein hochaktuelles The-
ma. Soll Kunst hier die öffentliche 
Diskussion unterstützen?

JÄHNIG: Das wäre zu einfach ge­
dacht. Flucht ist wegen problembe­
ladener Vorgänge ein vordergründig 
wahrgenommenes Ereignis, das un­
terschiedlich aufgefasst wird. Denn 
unser Leben in einer Fassadengesell­
schaft ist stark medienmanipuliert, 
orientiert an Schlagworten, zurzeit 
Syrien, Türkei, IS... Damit sind länger­
fristige Erscheinungen, wie die täg­
lich vielen Hungertoten, verdeckt. Ich 
habe mich schon vor Jahren in mei­
ner bildhauerischen Arbeit mit dem 
Problem beschäftigt. An den EU-

Außengrenzen starben damals sehr 
viel mehr Menschen als an der inner­
deutschen Grenze vor 1989 – ge­
schätzt 20.000 im Jahr 2006. Das 
hat die Öffentlichkeit aber weniger 
interessiert, weil es kein Medienthe­
ma war. Ich hoffe es gelingt uns, 
Fluchtwege anders zu beleuchten. 
Wovor fliehen Menschen? Nicht nur 
vor Verfolgung, Krieg und Terror. Es 
könnte auch um Fluchtwege gehen, 

die das alltägliche Leben den Men­
schen abnötigt. Im extremen Fall ist 
jede Selbsttötung die Flucht vor einer 
unlösbar erscheinenden Schwierig­
keit. Es gibt in Deutschland fast dop­
pelt so viele Selbstmordtote wie Ver­
kehrstote, nur wird darüber unter­
schiedlich breit berichtet.

 
Flucht vor alltäglichen Problemen?

JÄHNIG: Im Grunde ist die Anpas­
sung an entfremdete Arbeit und Le­
bensweise eine Art von Flucht. Men­
schen sind in allen Bereichen gehal­
ten, ja gezwungen sich anzupassen, 
und zwar oft anders, als es ihnen 
gemäß wäre. Sei es gegenüber dem 
Arbeitgeber, dem Jobcenter oder 
Vermieter… Immer dort, wo sie als 
Schwächere dastehen. Diese alltäg­
lichen Probleme werden öffentlich 
freilich nicht als Flucht betrachtet. 
Aber es wäre wichtig, darüber tiefer 
nachzudenken. Zum Beispiel über die 
Flucht in Alkohol und Süchte. Dort, 
wo Menschen der Auseinanderset­
zung bewusst ausweichen oder auf 
Grund ihrer schwachen Position aus­

weichen müssen, suchen sie statt­
dessen nach Fluchtwegen.

Wie kann das künstlerisch umge-
setzt werden?

JÄHNIG: Umsetzung wäre der fal­
sche Ausdruck. Es geht um Wissens­
zuwachs, um andere Blickwinkel und 
neue Einsichten. Unangepasste Künst­
ler stehen im Leben, tragen die auf sie 
einstürzenden Fragen mit sich herum. 
In gewisser Weise werden diese er­
forscht und gehen indirekt in die Ar­
beiten ein, finden unterschiedlichen 
Ausdruck und Form.

Wie wurde für die Ausstellung 
ausgewählt?

JÄHNIG:: Eine Jury hat die Arbeiten 
unter dem Gesichtspunkt ausgesucht, 
dass sich durch die Wirkung aufein­
ander ein neuer Zusammenhang her­
stellen lässt. Im Idealfall entsteht beim 
Aufbau und der Hängung in der Ga­
lerie eine Ausstellung, die in ihrer Ge­
samterscheinung selbst ein Kunst­
werk geworden ist. 

INTERVIEW: ANNEMARIE GÖRNE

Friede den Hütten 
Ausstellung zur Geschichte von Mietprotesten  

in der MedienGalerie

Disskusion um ein höchst aktuelles Thema: Karin Baumert und Andreas Hüttner 
unter den Eröffnungsgästen.� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

ANDREAS A. JÄHNIG

Flucht als Thema in der Kunst
Andreas A. Jähnig, Vorsitzender der FG Bildende Kunst Berlin-Brandenburg, zur 
aktuellen Ausstellung in der MedienGalerie
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unserer arbeitsrechtlich wackeligen 
Lage eigentlich bessere Rechte als die 
Festangestellten, aber ein zweitklas­
siges Statut soll für uns offenbar aus­
reichen. Da fällt es schwer, sich nicht 
als zweitklassiger Mitarbeiter zu füh­
len.« Die mehrfach durch die Freien­
vertretung erhobenen Forderungen 
wies der Sender bisher mit der Be­
gründung ab, man wolle die Evalu­
ierung des Freienstatuts durch die 
Landtage abwarten, die für 2016 ge­
plant ist. � MONIQUE HOFFMANN

Den rbb-Freien sollten mit dem 
Freienstatut 2014 einklagbare 

Rechte gegeben werden. Jedoch 
reichte die rbb-Freienvertretung beim 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran­
denburg Beschwerde gegen die 
Missachtung ihrer Mitwirkungsrech­
te bei der Beendigung oder Ein­
schränkung freier Mitarbeit ein. Das 
Gericht wies die Beschwerde als un­
zulässig zurück. In seiner Begrün­
dung vom 25. August 2016 führte 
es an, dass die im Freienstatut gere­
gelten Mitbestimmungs-, Mitwir­
kungs- und Informationsrechte der 
rbb-Freienvertretung größtenteils 
eben nicht gerichtlich überprüfbar 
seien. Die nötigen Formulierungen 
würden im Freienstatut fehlen. 

Die rbb-Geschäftsleitung reagierte 
einen Tag später mit der Ankündi­
gung, dem Rundfunkrat am 1. Sep­
tember eine überarbeitete Fassung 
des Freienstatuts vorzulegen, welche 
der Freienvertretung künftig eine ge­

richtliche Prüfung aller dort geregel­
ten Verfahren und Entscheidungen 
ermöglichen soll. Es bestehe der aus­
drückliche Wunsch, sie mit einklag­
baren Rechten auszustatten. Zwar 
begrüßte die Freienvertretung diese 
schnelle Reaktion, forderte jedoch 
neben der Festschreibung der ge­
richtlichen Überprüfbarkeit weitere 
Beteiligungsrechte, etwa beim Ar­
beits- und Gesundheitsschutz oder 
bei der Beendigung freier Mitarbeit. 

Wegen gestrichener Mitbestim­
mungsrechte sei eine wirkungsvolle 
Interessenvertretung kaum möglich, 
kritisiert Christoph Reinhardt von der 
rbb-Freienvertretung. »Einige Mängel 
im Statut sind Absicht, andere Schlu­
derei. Wir würden gern aufklären, 
warum der rbb freien Frauen deut­
lich geringere Honorare zahlt als ih­
ren männlichen Kollegen. Aber wir 
dürfen nicht einmal genau wissen, in 
welchem Umfang Freie in den rbb-
Abteilungen arbeiten, geschweige 

denn mit welchen genauen Aufga­
ben.« Er verweist u.a. auf einen of­
fensichtlichen Rechenfehler bei der 
Berechnung von Ersatzhonoraren für 
die Freienvertretung. »Aus welchem 
Grund auch immer: Fast am schlimm­
sten daran ist die Geringschätzung 
für Freie. Dabei brauchen wir wegen 

Zweitklassiges Statut reicht nicht
Mehr Mitbestimmung nötig – rbb-Freienstatut wird überarbeitet 

Tarifmeldungen

	� Bundesdruckerei: 
Ergebnis bejaht 

Mehr als 95 Prozent der Beschäftig­
ten der Bundesdruckerei bestätigten 
das Tarifergebnis. Danach erhöhen 
sich die Entgelte rückwirkend ab 1. 
April um 2 Prozent und in zwei Stu­
fen 2017 um 0,5 und 1,8 Prozent. 
Variable Entgeltkomponente und be­
triebliche Altersvorsorge werden 
fortgeführt. 

	� Zeitschriften orientiert 
an Zeitungsverlagen 

5.000 Zeitschriftenredakteure erhal­
ten ab 1. September 1,5 Prozent 
mehr Geld, ein Jahr später weitere 
1,6 Prozent. Der Ende Juli erzielte 
Abschluss orientiert sich an der 
Druckindustrie und den Zeitungsver­
lagen und gilt bis April 2018.

	� Amcor mit Abschluss 

Am 23. August wurde bei der Am­
cor Tobacco Packaging Berlin GmbH 
ein Tarifergebnis erreicht. Danach er­
höhen sich die Entgelte ab 1. Okto­
ber um 1,5 Prozent bei 12-monatiger 
Laufzeit. Der Abschluss berücksich­

tigt die Interessen der Beschäftigten 
und die wirtschaftliche Situation des 
Unternehmens.

	� MOZ Druckerei wieder 
mit Tarifbindung

Für die Märkisches Medienhaus 
Druck GmbH (MMHD) besteht ab 
1. September wieder Tarifbindung. 
Danach gibt es eine Einmalzahlung, 
ab 1. Januar 2017 steigen dann die 
Löhne um 2 Prozent. Um die Zu­
sammenführung der Druckhaus 
Oberhavel GmbH mit der MMHD 
und damit verbundene Investitionen 
zu unterstützen, können Vergütun­
gen für Neueingestellte um 10 Pro­
zent abgesenkt werden, soweit sie 
nicht in den letzten zehn Jahren bei 
ihr oder Vorgängergesellschaften 
beschäftigt waren.

	� Für AFP vier Prozent 
gefordert

Für die mehr als 60 Beschäftigten 
der Nachrichtenagentur AFP fordern 
ver.di und DJV vier Prozent mehr Ge­
halt. Der Arbeitgeber lehnt eine li­
neare Erhöhung ab, will Absenkung 
der unteren Gehaltsgruppen, um die 
mittleren anzuheben, und für Neu­
eingestellte die Dienstalterzulage ab­
schaffen. Die Gewerkschaften erar­

beiten eine reformierte Gehaltstabel­
le, die sich an den Jahren der Berufs­
tätigkeit orientiert.

	� Pressedruck Potsdam: 
inakzeptable Offerte

Als inakzeptabel hat die Tarifkom­
mission das Arbeitgeberangebot mit 
einer Einmalzahlung und einer Lohn­
erhöhung um 2 Prozent 2017 und 
0,5 Prozent ab Januar 2018 abge­
lehnt. Ziel sei, die Entgelte der Druck­
industrie anzugleichen. Die Drucke­
rei liege fast zehn Prozent unter de­
nen der anderen Druckhäuser des 
Madsack-Konzerns. »Wertschätzung 
sieht anders aus«, so ver.di. Die Ver­
handlungen werden fortgesetzt.

	� Deutsche Welle:  
Entgelt gesteigert

Die Mitgliederbefragung nahm den 
Tarifabschluss bei der Deutschen 
Welle an. Damit gibt es ab 1. Januar 
1,9 Prozent mehr Entgelt und 2 Pro­
zent ab Februar 2017.

	� bkk Kulturwerk hat 
Tarifvertrag

Am 1. Juli trat der Tarifabschluss für 
die Kulturwerk bkk berlin GmbH in 
Kraft. Angewendet wird der Tarifver­

trag für den öffentlichen Dienst der 
Länder TV-L. 

	� D-Trust GmbH mit  
zäher Verhandlung 

Auch die 12. Verhandlungsrunde er­
zielte für die D-Trust GmbH kein Er­
gebnis. Der Arbeitgeber lehnte das 
ver.di-Paket, u.a. mit Gelten des Ta­
rifvertrages ab Mai 2016, ab. Es wird 
weiterverhandelt.

	� Bei Privatradios drei 
Prozent mehr

Nach schwierigen Verhandlungen 
wurde für den Privaten Rundfunk ein 
Ergebnis erzielt. Danach erhalten die 
über 500 Beschäftigen in Privatradios 
ab 1. Juni 3 Prozent mehr Geld. Der 
Vertrag läuft bis Februar 2018. 

	� Zeit Online Vertrag 
unterschrieben

Erstmals hat eine Online-Redaktion 
einen Tarifvertrag erkämpft, der rund 
90 Prozent des bundesweiten Tarif­
vertrags für Zeitschriften übernimmt. 
Der für die Berliner ZEIT Online und 
ZEIT digital ausgehandelte Abschluss, 
der die Situation von Redakteuren 
und studentischen Beschäftigten er­
heblich verbessert, ist unterschrieben. 

Am 30. Juli unterzeichneten ver.di- 
Landesleiterin Susanne Stumpen-
husen und Finanzsenator Dr. Mat-
thias Kollatz-Ahnen (sitzend) in 
Anwesenheit von Staatssekretär 
Klaus Feiler und ver.di-Tarifkoordi-
natorin Astrid Westhoff den TV 
Eingruppierung für die Musik-
schullehrkräfte Land Berlin.
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Eingruppierung für Musikschulen 
amtlich besiegelt 
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Die Wahlen in der Hauptstadt be­
wegen die Gemüter. Mit Argu­

mentations-Postkarten will agrexive, 
die Arbeitsgemeinschaft gegen 
Rechtsextremismus bei ver.di Berlin-
Brandenburg, die ver.di-Mitglieder 
mit Argumenten gegen die kruden 
Positionen der AfD stärken. 3.000 
Kartenpäckchen sind schon vergrif­
fen. Inzwischen haben auch andere 
bei ver.di, DGB und Landesverbän­
den von Parteien die Karten nachge­
druckt. Ein Beleg, dass die Idee, »Ar­
gumente statt Parolen« zu setzen, 
praktisch funktioniert. 

»Wir wollen alle stützen und er­
mutigen, gegen Rechts aufzutreten. 
Die Situation um die Flüchtlinge und 
die verfänglichen Parolen der AfD 
machen das umso dringlicher. Na­
türlich freuen wir uns über Resonanz 
und Nachnutzung«, erläutert Beat­
rice Morgenthaler von agrexive. Ge­
meinsam mit ver.di haben die ehren­
amtlich Aktiven im Frühjahr die Idee 
mit der Argumentesammlung im Ta­
schenformat entwickelt. 40 Karten 
umfasst sie. Auf allen wird kurz einer 
Aussage der AfD eine ver.di-Position 
entgegengesetzt. Von der Rolle der 
Gewerkschaften in der Gesellschaft 
–»Stellungnahmen zu politischen 
Themen stehen Gewerkschaften 
nicht zu«, meint etwa die AfD – über 
soziale und europapolitische Positi­
onen bis zu familienpolitischen Aus­
sagen reicht das Spektrum. »Darstel­
lungen und Erläuterungen zu Sexu­
alpraktiken sollen komplett aus dem 
Unterricht gestrichen werden«, wird 
hier eine AfD-Position kritisiert. Es ist 
ein Themen-Mix entstanden. »Mir 
lag besonders daran, wirtschafts- 
und sozialpolitische Fragen aufzu­
greifen, da wir speziell in die Ge­

gramm für die Hauptstadt«, meint 
Morgenthaler. Bei der AG hat man 
keine Illusionen über den Einfluss der 
AfD, hofft aber, dass möglichst viele 
ver.di-Mitglieder ins Nachdenken 
kommen und auf Karten-Argumen­
te zurückgreifen – im Betrieb, in der 
Nachbarschaft, überall, wo sich De­
batte gegen rechte, fremdenfeind­
lich und krude AfD-Positionen lohnt. 

Bei agrexive denkt man darüber 
nach, die Karten bis zur Bundestags­
wahl 2017 zu aktualisieren. Doch zu­
nächst geht es den Aktiven um die 
Berliner Wahlen. »Nicht nur die zum 
Abgeordnetenhaus, auch die zu den 
Bezirksparlamenten. Wenn die AfD 
künftig Stadträte haben sollte, stel­
len sich die Fragen zu Flüchtlingen 
und Rechtspopulismus in ganz an­
derer Schärfe«, so Beatrice Morgen­
thaler. � NEH

»Argumente statt Parolen« als pdf-Version: 
www.verdi_bb_argumentationskarten_afd_
positionen.pdf

werkschaft hinein wirken wollen«, 
so Morgenthaler. Tatsächlich fehlen 
weder Mindestlohn noch Leiharbeit 
oder Arbeitslosenversicherung, es 
wird zur Steuerpolitik ebenso argu­
mentiert wie zum Betriebsverfas­

sungsgesetz. Doch auch zu Energie­
politik oder Schwangerschaftsab­
bruch kann man sich informieren

Da das Berliner Wahlprogramm 
der AfD noch gar nicht vorlag, als 
die Karten gedruckt und bei einer 
ver.di-Veranstaltung gegen Rechts 
erstmals verteilt wurden, mussten 
sich die agrexive-Initiatoren vor allem 
auf Positionen aus Sachsen-Anhalt, 
Baden-Württemberg und Rheinland-
Pfalz stützen. »Vielfach sind die so­
gar klarer als das weichgespülte Pro­

	� Egmont zieht  
nach Berlin

Der zum dänischen Medienhaus Eg­
mont gehörende Egmont Verlag 
wird noch 2016 mit seiner Buchspar­
te von Köln nach Berlin ziehen. Bis­
lang betreuen in der Hauptstadt 65 
Beschäftigte bei »Egmont Ehapa« 
Hefte und Magazine. Die Konzen­
tration diene der »Bündelung und 
Stärkung« von Unternehmensakti­
vitäten, so die Geschäftsführung der 
deutschen Egmont Gruppe. Kos­
teneinsparung sei nicht das vor­
dringliche Ziel, man wolle mit dem 
»Kern der bisherigen Mannschaft 
aus Köln« weiterarbeiten. ver.di be­
fürchtet in Köln jedoch Massenent­
lassungen. 

	� Unfaire Praktiken  
bei AFP

Die Nachrichtenagentur AFP will ih­
re im Ausland arbeitenden freien Fo­
tografen künftig nur noch nach To­
tal-Buy-Out-Verträgen beschäftigen. 
Danach sind alle Rechte an den Bil­
dern unwiderruflich und auf Dauer 
an AFP abzutreten. Solche unfairen 
Praktiken bedeuteten den totalen 
Ausverkauf der Rechte von Fotore­
portern und zerstörten ihre Existenz­
grundlage, kritisiert die Deutsche 
Journalistinnen- und Journalisten­
union dju in ver.di. Diese Vertrags­
praxis sei diskriminierend und grund­
sätzlich inakzeptabel. Die dju unter­
stützt die weltweite Online-Kam­
pagne der Internationalen Journa­
listen-Föderation (IJF), mit der die 
AFP aufgefordert wird, diese aus­
beuterischen Verträge zurückzuzie­
hen und zu überarbeiten.

 Kurz und knappArgumente im Postkartenformat
Vor den Berliner Wahlen: Klare ver.di-Antworten auf rechte Slogans

Überzeugend und handlich: die Argumente-Karten� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Karte gezückt für 

Debatten gegen rechts

Die Betriebsräte am Berliner Du­
Mont-Standort, wo 2017 der Um­

zug aus dem Verlagshaus am Berliner 
Alexanderplatz in ein kleineres Ge­
bäude in der Alten Jacobstraße be­
vorsteht, bereiten sich auf weiteren 
Unternehmensumbau vor. Konkrete 
Umzugsplanungen will der Konzern 
Mitte Oktober bekanntgeben. Die 
Kooperation in den Verlagsbereichen 
von »Berliner Morgenpost«, »Tages­
spiegel« und dem Berliner Verlag stag­
niert wegen der Verzögerung bei der 
Novellierung des Kartellrechts. Doch 
steht nach Ansicht der Betriebsräte 

»die Existenz von kompletten Betrie­
ben und weiteren Arbeitsplätzen auf 
dem Spiel«. Akut bedroht seien die 
ausgegründeten Arbeitsplätze in Ver­
trieb und Marketing sowie im Anzei­
genservice. Auch beim »Redaktions­
projekt«, der Neuaufstellung der Re­
daktionen von »Berliner Zeitung« 
und »Berliner Kurier«, wird Stel­
lenabbau befürchtet. Mit konzern­

weiter Neustrukturierung werde 
demnächst der IT-Bereich in Berlin 
umgekrempelt. Bis 2010 hatte auch 
der Berliner Verlag sein eigenes Re­
chenzentrum. Dann wurden IT-Be­
schäftigte und Dienstleistungen in 
der Tochter DuMont Systems zusam­
mengefasst. Nun soll mit Einführung 
der Software Vi&Va bei Anzeigen 
und Vertrieb die Administration kon­

zernfremd an die Madsack-Gruppe 
in Hannover vergeben werden. Der 
Berliner Konzernbetriebsrat befürch­
tet, dass die vier mit diesen Aufga­
ben Betrauten »weggespart« wer­
den. Weiterer Stellenabbau drohe bei 
Netzbetreuung, Service Desk und Re­
daktionssystem, wo künftig »Fern­
betreuung« aus Halle oder Köln an­
gesagt sei. Man werde alles tun, »um 
Arbeitsplätze zu schützen«, so die 
Betriebsräte. Zunächst müsse man den 
Verantwortlichen klarmachen: »Wir 
brauchen ein starkes IT-Team hier, am 
Standort Berlin.� NEH

DuMont baut weiter ab
Umbau und baldiger Umzug im Berliner Verlag



s p r a c h r o h r 3 |  166 B e r i c h t e

Berlin ist eine Mieterstadt. Politi­
sche Entscheidungen können das 

Leben dramatisch beeinflussen. In 
den letzten Jahren sind viele Mieten 
drastisch gestiegen, was Sorgen um 
das Zuhause macht. Nun wählt Ber­
lin. Regierende wie Opposition stell­
ten sich den Fragen ihrer Wähler. Al­
so hatte der gewerkschaftliche Ar­
beitskreis Wohnen die wohnungspo­
litischen SprecherInnen des Berliner 
Abgeordnetenhauses ins ver.di-Haus 
zu einer Podiumsdiskussion eingela­
den. Gekommen waren für die re­
gierenden Parteien Daniel Buchholz 
(SPD) und Matthias Brauner (CDU), 
für die Opposition Katrin Lompscher 
(LINKE) und Andreas Otto (Bündnis 
90/Die Grünen). Es hieß Farbe zu be­
kennen – Dieter Pienkny konnte ein 
lebhaftes Gespräch moderieren.

Der Zufall wollte es, dass zur glei­
chen Zeit die Veröffentlichung schön­
färberischer Angaben zum Wohnen 
vom »Institut der deutschen Wirt­
schaft« die Öffentlichkeit aufregten: 
Die Wohnprobleme seien überstan­
den. Da waren sich alle auf dem Po­
dium in ihrer Ablehnung einig. Eben­
falls darin: Es fehlen Wohnungen, es 
muss gebaut werden! Für alle Par­
teien sind die kommunalen Woh­
nungsbaugesellschaften Hauptpart­
ner, zahlreiche Genossenschaften 

nicht zu vergessen. Außerdem habe 
die Mietpreisbremse ihre hochgesto­
chenen Ziele verfehlt. Das Gesetz 
wird von der Mehrheit privater Ver­

mieter ignoriert. Vor allem fehlt es 
an der Transparenz der Vormieten.

Aber bei den Fragen, wie viele, wo, 
welcher Art und zu welcher Miete 
Wohnungen entstehen sollen, schie­
den sich die Geister. Zwar schien es 
unstrittig, dass mehrgeschossig ge­

baut werden muss. Etwa ein Drittel 
der Wohnungen müssen zu »Nied­
rigmieten« entstehen, wozu auch 
private Bauherren verpflichtet sind; 
damit kann die angestrebte gesunde 
Mischung erreicht werden. Zum Bau­
land gehören beim SPD/CDU-Senat 
der Raum an der Pankower Miche­
langelostraße (wo Anwohner sofort 
protestierten) und das Gelände am 
Blankenburger Pflasterweg. Letzteres 
finden manche zu weit vom Stadt­
kern entfernt, während es für Frau 
Lompscher als grüne Lunge der Stadt 
erhalten bleiben muss.

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist in 
Berlin jeder Vierte im Niedriglohnbe­

reich beschäftigt. Daher ist der Be­
darf an bezahlbarem Wohnraum 
hoch; denn hinzu zählen Arbeitslose 
und Bezieher niedriger Renten. Die 
Linke betont, dass die mit 6,50 € pro 
Quadratmeter betrachtete Niedrig­
miete absolut zu hoch ist, 5,50 € 
müssten für Mieter gelten, die von 
Transferleistungen leben müssen. 

Eine ganze Reihe merkenswerter 
Vorschläge lagen auf dem Tisch, u.a.: 
Bei den Jobcentern solle Mieterbe­
ratung stattfinden (LINKE). Auch pri­
vate Neubauten sollen ein Viertel So­
zialwohnungen bieten (SPD). Der 
Wohnbestand sei zu entgiften und 
zukunftstauglich zu machen (Bünd­
nis90/Grüne). Die Mietpreisbremse 
muss leistungsgerechter gestaltet 
werden (CDU). Auch Nichtwohnge­
bäude können zu Wohnungen wer­
den (DIE LINKE). Milieugebiete sind 
auszuweiten (Grüne). Luxussanierun­
gen sind zu vermeiden (SPD). Durch 
Verkehrsanbindung den Leerstand in 
Brandenburg mit nutzen (Grüne) 
usw. Schade, dass die Piraten mit ih­
ren Ideen fehlten. Doch, so DIE LIN­
KE: Je mehr wir bauen, umso mehr 
Menschen werden nach Berlin kom­
men. Deshalb betonte abschließend 
Vorsitzende Ingeborg Gotthold vom 
gewerkschaftlichen Arbeitskreis Woh­
nen, dass tarifgerechte Einkommen 
und Wohnbedarf zusammenhängen 
und versprach: Wir werden nach der 
Wahl nachfragen, ob aus Verspre­
chen Taten geworden sind.

ANNEMARIE GÖRNE

Das wichtige Dach über dem Kopf
Der Arbeitskreis Wohnen richtete Fragen an die Berliner Politik

Streitbar auf dem Podium: (v.l.n.r.) Lompscher, Buchholz, Otto, Brauner, Pienkny 
� Foto: Gabi Senft

Bei der Abo-Zustellung in Berlin 
arbeiten die drei Konkurrenten 

»Berliner Morgenpost«, »Berliner 
Zeitung« / «Berliner Kurier« und 
»Der Tagesspiegel« zusammen. 1993 
gründeten der Tagesspiegel und der 
Ullstein Verlag (Morgenpost) die Ber­
liner Zustell- und Vertriebsgesell­
schaft (BZV), 1996 kam Gruner+Jahr 
für die Berliner Zeitung hinzu. Die 
BZV hat selbst kaum mehr als 50 Be­
schäftigte. Sie »organisiert, betreut 
und überwacht den Vertrieb und die 
Verteilung von Abonnementzeitun­
gen und kostenlosen Anzeigenzei­
tungen in Berlin und dem angren­
zenden Umland«, heißt es offiziell. 
Die eigentliche Zustellung »erfolgt 
durch selbständige Zustellagenturen 
bzw. im Umland in Kooperation mit 
den dortigen Zeitungsverlagen«. 
Heute soll sich die BZV wieder mehr­
heitlich an den Zustellagenturen be­
teiligt haben. 80 Prozent der Zustel­
ler sind dort Aufstocker, sie beziehen 
neben ihrem geringem Einkommen 
Hartz IV. 

Noch vor acht Jahren bewegte sich 
das Geschäft mit der Zustellung im 
fünfstelligen Bereich. Doch 2012 en­
dete das Geschäftsjahr mit einem 
Verlust von 1,488 Mio. Euro, 2013 
waren es bereits 3,1 Mio. Um eine 
Insolvenz abzuwenden, schossen die 
Gesellschafter Geld zu. Die Gesell­
schaft blieb bilanziell überschuldet. 
Für 2014 kündigte man an, dass die 
Gesellschafterverlage Verbindlichkei­
ten der Zustellagenturen gegenüber 
der BZV übernehmen sollten. 

Zuvor setzte man noch auf Kos­
tensenkung. Maßnahmen zur Opti­
mierung brachten keinen Wandel. 
Da der Markt für den Vertrieb von 
Druckerzeugnissen nicht wächst und 
die Abo-Zahlen rückläufig sind, ver­
suchte man, Einbußen mit Fremdob­
jekten auszugleichen. Doch auch da­
mit bekam man das Problem nicht 

in den Griff. Die Auflagen der Abo-
Titel gehen Monat für Monat zurück. 
Ein Zusteller bekam nach Darstellung 
der taz 2014 einen Stücklohn ab 4 
Cent. Für noch weniger Geld würde 
das kaum jemand machen. 

Inzwischen gilt der Mindestlohn. 
Ihn für die Lage in der BZV verant­
wortlich zu machen, wäre nach der 
Vorgeschichte unsinnig. Der Stück­
lohn verteuert sich auch dadurch, 
dass man weniger zu verteilen hat. 
Das ist ein Rechenexempel und kein 
Problem des Mindestlohns. Und: Die 
defizitäre Situation entstand zuvor. 
Die Verantwortung liegt bei den drei 
Gesellschaftern. Die Verlage geben 
Millionen für das Halten und Gewin­
nen von Abonnenten aus. Das ver­
schärft die defizitäre Lage. Denn 
über weiteren Kostendruck bewegt 
sich kaum noch etwas. Bei der Su­

che nach neuen Geschäftsfeldern 
rückt die adressierte Zustellung (In­
fopost, Kataloge, Zeitschriften) ins 
Blickfeld. Chancen sieht die Ge­
schäftsführung darin, weitere Zustell­
objekte in die Logistikschienen für 
Abonnements- und Anzeigenblatt­
zustellung zu integrieren. Dadurch 
könnten die Zustellungskosten je Ex­
emplar sinken. 

Bei Kooperationsgesprächen zwi­
schen Funke, Holtzbrinck und Du­
Mont in Berlin wurde für die BZV ein 
weiteres Vertriebsunternehmen als 
»strategischer Partner« gewonnen. 
Offenbar soll eine Art Logistikge­
schäftszweig entstehen. Ein Mindest­
lohn für Zusteller und eine vernünf­
tig organisierte Zustellung gehören 
jedenfalls zusammen, wenn über Ge­
schäftsperspektiven nachgedacht 
werden soll. � DANIEL TRISTAM

Der Mindestlohn ist nicht schuld 
Berliner BZV Zustellungsgesellschaft in wirtschaftlichen Turbulenzen

Ein Drittel Wohnungen 

mit niedriger Miete
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Zwei Gewinner gab es im Bran­
denburger Schülerzeitungswett­

bewerb für den dju-Förderpreis: die 
Jean-Clermont-Schule Sachsenhau­
sen/Oranienburg und das Hedwig-
Bollhagen-Gymnasium in Velten. Bei­
de Newcomer waren auch in den 
Kategorien der Schularten sehr er­
folgreich. »Hedwig« gewann bei den 
Gymnasien den zweiten Platz, das 
»Jeanal« bei den Ober- und Gesamt­
schulen ohne gymnasiale Oberstufen 
den dritten.

Zwei Schülerzeitungsredakteurin­
nen von »Hedwig« und ein -redak­
teur des »Jeanal« haben dazu fürs 
»Sprachrohr« etwas geschrieben. 
Hier die gekürzten Fassungen:

Wir wurden eingeladen, einen Tag 
lang bei ver.di in Berlin mit einer pro­
fessionellen Journalistin zu sprechen 
und uns ein paar Ideen und Tipps für 
unsere Schülerzeitung zu holen. Am 
19. Mai machten wir uns früh um 8.30 
Uhr auf den Weg zu ver.di in Berlin. 
Als wir schließlich um 10 Uhr anka­
men, erklärte uns die Journalistin Su­
sanne Stracke-Neumann viel über die 
Berufe und Ausbildungen, die man 
im Themenbereich Medien und Jour­
nalismus wählen kann. Aber auch wir 
konnten unser Können unter Beweis 
stellen. Zum Beispiel einen Text über 
Gaslaternen und Verschwendung 
kürzen. Wir haben gemerkt, dass es 
gar nicht immer so einfach ist, das 
Wichtigste herauszufinden und vor 
allem, dass jeder etwas anderes 
wichtig fand. � LUIS FECHNER

»Quereinsteigerin« – so beschreibt 
sich Susanne Stracke-Neumann. Die 
freie Journalistin erklärte, wie man 
in die Medienbranche einsteigen 
kann. »Erfahrung ist wichtig«, so 
Stracke-Neumann, »und Arbeitspro­
ben aus Praktika.« Doch im Work­
shop bekamen die Schüler nicht nur 
Tipps zum Berufsbild Journalist, son­
dern auch Information zu den 
Grundlagen. Was unterscheidet ei­
nen Bericht von einer Reportage? 
Was muss ich beim Schreiben einer 
Nachricht beachten? Mit diesem Ta­
gesworkshop hatten die Schüler die 
Möglichkeit, einen Einblick zu gewin­
nen und Ratschläge anzunehmen. 
Jetzt liegt es an ihnen, etwas daraus 
zu machen. � STEPHANIE HOMMEL

Eine auch Profis nicht unbekannte 
Erfahrung hat LARISSA KETELHOHN 

gemacht, 
nämlich die 
des (sehr früh 
angesetzten) 
Redaktions­
schlusses: 
Wir hatten die 
Aufgabe be­
kommen, ei­
nen Artikel zu 
schreiben. Und 
frohen Mutes 
verließ ich das 
ver.di-Gebäude 
nach einem sehr 
interessanten 
Workshop. Einige 
Ideen im Kopf, 
machte ich mich 
zuhause bald an 
die Arbeit. Das 
Schreiben ging mir 
wie immer leicht 
von der Hand, ich 
war schnell fertig. 
Doch ich schickte 
den Artikel noch nicht ab. »Ich hab 
doch noch Zeit!«, sagte ich mir im­
mer wieder. Der letzte Tag kam. Ich 
setzte mich an den Laptop und 

schickte die Email ab. Aber wie es 
aussah, stimmte etwas mit dem Ser­
ver nicht. Alle Versuche schlugen 
fehl. Nun, über einen Monat nach 
eigentlichem Abgabetermin, scheint 
alles zu funktionieren, und ich habe, 

abgesehen von dem, was 
ich über Jour­
nalismus an 
Techniken, 
Rechten und 
vielem mehr 
beim Schüler­
zeitungswork­
shop gelernt 
habe, noch et­
was gelernt: 
»Was du heute 
kannst besor­
gen, das verschie­
be nicht auf mor­
gen!« � SUS

Berlin ist zu einem Treffpunkt für 
Arbeitsmigranten aus ganz Euro­

pa geworden. Sie erhoffen sich in 
der Metropole ein besseres Leben als 
in ihren Herkunftsländern. Doch oft 
sind sie mit Überstunden, Arbeits­
hetze, Dumpinglöhnen und schlech­
tem Arbeitsklima konfrontiert. Vor 
allem Beschäftigte aus Ost- und Süd­
europa beklagen ihre Arbeitssituati­
on und wenden sich zunehmend an 
Gewerkschaften. Das ist das Fazit des 
Abschlussberichts »Sozialdumping 
durch Subunternehmertum« im Rah­
men des EU-finanzierten Projekts 
»Testing EU Citizenship as Labour Ci­
tizenship«. 

Kamila Schöll-Mazurek, die an der 
Studie mitwirkte, hebt die Rolle von 
Scheinselbstständigkeit und Subun­
ternehmertum bei der Etablierung 
schlecht bezahlter Arbeitsplätze her­
vor. In der Praxis habe sich gezeigt, 
dass es damit Beschäftigten schwer 
gemacht wird, ihre Rechte durchzu­

setzen. So konnten Beschäftigte Pro­
zesse wegen entgangenen Lohns ge­
gen Subunternehmen gewinnen, 
aber sie bekamen ihr Geld nicht, weil 
diese vorher Insolvenz anmeldeten. 
Mehrmals wurde über den Kampf 
der rumänischen Bauarbeiter berich­
tet, die beim Bau der Mall of Berlin 
um große Teile ihres Lohns betrogen 

wurden und trotz gewonnener Pro­
zesse bisher leer ausgingen.

Jochen Empen vom DGB-Projekt 
»Faire Mobilität« fordert eine gesetz­
liche Grundlage für eine transnatio­
nale Strafverfolgung. So könnten 
Unternehmen bei Verstößen gegen 
die Arbeitsrechte über Grenzen hin­
weg juristisch zur Verantwortung ge­
zogen werden. Als einen weiteren 

Schritt zur Eindämmung von Diskri­
minierung und Lohnbetrug wird die 
»Kettenhaftung« der Unternehmen 
genannt. Vor allem in der Bauwirt­
schaft kann so verhindert werden, 
dass Beschäftigte ihren Lohn nicht 
bekommen, weil Subunternehmen 
Pleite gehen. Dann müsste das die 
Subunternehmen beauftragende 
Generalunternehmen für entgange­
ne Löhne haften. In Österreich wer­
den solche Unternehmen zudem ver­
pflichtet, Rücklagen zu bilden, damit 
die Löhne auch bei Insolvenz gesi­
chert sind. In Deutschland sollten Be­
troffene, Gewerkschaften und Sozi­
alverbände kooperieren, um solche 
Regelungen auch hierzulande durch­
zusetzen. Damit würde nicht nur die 
Verhandlungsmacht der migranti­
schen Beschäftigten gestärkt. Alle 
Lohnabhängigen profitieren davon, 
wenn der Weg für Dumpinglöhne 
versperrt wird. � PETER NOWAK 
www.testing-eu-citizenship.de

Weg für Dumpinglöhne versperren
EU-Projekt zu Arbeitssituation von Migranten und Lohnbetrug

Was ist wichtig? 

Nicht ganz einfach

Löhne sind auch bei 

Insolvenz zu sichern

Schulalltag im Fokus: 
Titelseiten der preis
gekrönten Zeitungen 
für Schülerinnen und 
Schüler.

Schnuppern in der Medienwelt
Ein Tag bei ver.di: dju-Förderpreis für Schülerzeitungen
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150 Jahre Druckergewerkschaft 
wird in diesem Jahr gefeiert. 

Auf den Tag genau 150 Jahre nachdem 
am 20. Mai 1866 deutsche Buchdru-
ckergehilfen in Leipzig ihren Verband 
gegründet hatten, wurde in der ver.di-
Bundesverwaltung die Schau »Vom 
Deutschen Buchdruckerverband zur Ein-
heitsgewerkschaft – ver.di. Solidarität. 
Emanzipation. Tarifkampf« eröffnet. Sie 
war bis zum 30. Juni im Foyer der ver.di- 
Zentrale zu sehen (Sprachrohr berichte-
te). Die Erarbeitung der Ausstellung 
zeugt vom beharrlichen Engagement 
von ehrenamtlichen ver.di Kolleginnen 
und Kollegen zur Bewahrung von Ge-
schichtsbewusstsein.  
CONSTANZE LINDEMANN berichtet:

Es sollten ausschließlich Frauen im Mit­
telpunkt stehen – so begann die Dis­

kussion zum Projekt »Widerstand im 
grafischen Gewerbe 1933-1945«, das 
der Karl-Richter-Verein Ende 2014 in An­
griff nahm. Ausgangspunkt war ein 
Praktikum der Hans-Böckler-Stipendiatin 
Anette Schenk. Kollegen für einen pro­
jektunterstützenden Beirat hatten zuge­
sagt: Hartmut Simon, Historiker und Ar­
chivleiter bei ver.di, Rüdiger Zimmer­
mann, ehemaliger Leiter der Bibliothek 
der Friedrich-Ebert-Stiftung, Professor 
Siegfried Mielke, der Historiker des ge­
werkschaftlichen Widerstands, Stefan 
Heinz von der Arbeitsstelle für nationa­
le und internationale Gewerkschaftspo­
litik, Wolfgang Blumenthal, Kenner der 

historischen Bibliothek des Karl-Richter-
Vereins und vor allem von DDR-Gewerk­
schaftsgeschichte.

Mit der Entwicklung des Konzeptes ver­
ständigten sich alle dazu, einen biografi­
schen Ansatz zu wählen. Es sollten Lebens­
läufe von im Widerstand aktiven Kollegin­
nen recherchiert werden. Ist schon von 
nur wenigen der grafischen Arbeiter, die 
sich im Kampf gegen die NS-Herrschaft 
engagiert hatten, Biografisches bekannt, 
so gilt das ganz und gar für die Arbei­
terinnen des grafischen Gewerbes.

Bei den Überlegungen, wann und wo 
erste Ergebnisse der Recherchen präsen­
tiert werden könnten, rückte das 150- 
jährige Jubiläum des Buchdruckerverban­
des ins Blickfeld. Konnte eine Ausstel­
lung mit dem Gründungstag verbunden 
werden? Es gab keine derartigen Pla­
nungen bei ver.di. Deshalb beschlossen 
im Frühjahr 2015 Heinrich Bleicher-Na­
gelsmann, Wolfgang Blumenthal, Karl 
Michael Scheriau und Constanze Linde­
mann, diese Arbeit anzugehen. Man ent­
schied sich, 13 Tafeln mit 26 Biographien, 
bekannten wie Richard Härtel und Paula 
Thiede, unbekannten wie Berta Wurche 
und Margret Lippkow, und zehn mit 
Themen aus der gewerkschaftlichen Buch­
druckergeschichte von 1848 bis 1933, 
zu Tarifpolitik, der IG Druck und Papier 
in Ost und West bis zur ver.di-Gründung 
zu erarbeiten. Recherchierte Biographien 
von Kolleginnen, die auch im Wider­
stand aktiv waren, sollten mit eingehen. 
Ein Katalog als Begleiter der Ausstellung 
wurde in Angriff genommen.

Projektbeirat und Ausstellungsgruppe 
verschmolzen miteinander, das Konzept 
wurde kontinuierlich diskutiert. Die Bei­
räte beteiligten sich klaglos an der Erar­
beitung, übernahmen zwölf Biografien, 
zwei Thementafeln und die gewerkschaft­
liche Chronik. Die Ergebnisse wurden ge­
gengelesen und besprochen, Autorinnen 
hinzugewonnen. Die Gestaltung über­
nahm der erfahrene Kollege Kurt »Adam« 
Blank-Markard.

Angesichts des Umfanges von insge­
samt 25 Tafeln und einem Katalog mit 
112 Seiten, der Kürze der Zeit und an­
derer Schwierigkeiten war der Druck für 
die Macherinnen und Macher nicht ge­
ring. Aber alle haben die Aufgabe ge­
meistert: 150 Jahre Gewerkschaftsge­
schichte wurden pünktlich am 20. Mai 
in der ver.di-Zentrale einer interessierten 
Öffentlichkeit präsentiert. 

Was aus dem einmal angefangenen 
und dann in die zweite Reihe gerückten 
Widerstandsprojekt wird, muss aller­
dings im Karl-Richter-Verein neu disku­
tiert werden. 
Die Ausstellung zu 150 Jahren Buchdruckerge-
schichte kann als Wanderausstellung ausgelie-
hen und der Katalog erworben werden. Post-
adresse: Archiv ver.di, Paula-Thiede-Ufer 10, 
10179 Berlin, e-mail: archiv@verdi.de

150 Jahre Druckergewerkschaft 

Bewahren des 
Geschichtsbewusstseins
Ausgangspunkt Widerstand im grafischen Gewerbe:  
Die Geschichte einer Ausstellung
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Bild (oben links): Constanze 
Lindemann und Grafiker Kurt 

Blank-Markard zeichneten die 
Jubiläumsausstellung feder-

führend mit.

Bild (oben rechts/unten): 
Frauen im Fokus: Zu den auf-

gearbeiteten Biografien aktiver 
Gewerkschafterinnen gehören 

die von Anni Sindermann 
(oben re) und Gisela Kessler 

(unten)
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Bild oben: Vignette der Orts-
gruppe Berlin des Bildungsver-
bandes der Deutschen Buch-
drucker auf Anerkennungs-
schreiben für Preisträger in 
Wettbewerben, 1925

Bild unten: Belegschaft des 
Stella Verlages 1911

Quelle: Bibliothek Karl-Richter-Verein

Wer zur Geschichte der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung recher­

chiert, kommt nicht an den Arbeiterbil­
dungsvereinen vorbei: Die Gewerkschaf­
ten sind aus ihnen hervorgegangen. Da­
für waren zwei Gründe ausschlagge­
bend. Die Überzeugung, dass die Eman­
zipation der Arbeiterschaft untrennbar 
mit Bildung verbunden sei. Der Schrift­
setzer Stefan Born drückte es 1848 so 
aus: »Die Erziehung des Volkes sichert 
die Freiheit des Volkes.« Die rückstän­
digen politischen Verhältnisse waren der 
zweite Grund. Zwar gründeten die Buch­
drucker während der Revolution 1848 
ihre erste nationale Organisation. Aber 
angesichts der siegreichen staatlichen 
Reaktion wurden sie bald wieder ge­
zwungen, Bildungsarbeit und -gesell­
schaften zum Rückzugsgebiet für ver­
botene gewerkschaftliche und politische 
Betätigung auszubauen. 

Die Buchdrucker legten seit jeher gro­
ßen Wert auf fachliche Aus- und Wei­
terbildung. Sie betrachteten die hohe 
Qualifikation der Gehilfen als Mittel zur 
Selbstermächtigung in der Auseinander­
setzung mit den Druckereibesitzern und 
für den gleichberechtigten Umgang mit­
einander. Darüber hinaus verstanden sie 

die Vereine als Keimzellen für gewerk­
schaftliche Organisationen. Insofern war 
es konsequent, dass die ursprünglich 
von den Prinzipalen dominierten Typo­
graphischen Gesellschaften seit 1870 
vor allem von Gehilfen genutzt wurden 
und der Zentralverband 1919 zum Bil­
dungsverband der Deutschen Buchdru­
cker gemacht wurde. Nur noch gewerk­
schaftlich organisierte Gehilfen konnten 
Mitglieder werden. Ab 1926 hatte der 
Bildungsverband seinen Sitz im neuen, 
von Max Taut erbauten Berliner Haus 
der Deutschen Buchdrucker. 1924 war, 
noch in Leipzig, die Büchergilde Guten­
berg als erste gemeinnützige Buchge­
meinschaft gegründet worden, die 1926 
mit der Druckerei der Buchdrucker zu­
sammen in das Haus einzog. 

Der Bildungsverband hatte in den 
1920er Jahren 23.000 Mitglieder. Er gab 
monatlich die »Typographischen Mittei­
lungen« und den »Graphischen Betrieb« 
heraus und förderte mit Literatur, Dia­
vorträgen, Filmen und einer Lichtbild­
stelle die Lehrlingsausbildung und Er­
wachsenenqualifizierung. Dazu erschie­
nen die Zeitungen »Korrespondent« und 
der »Jungbuchdrucker« mit Auflagen 
von 60.000 bzw. 10.000, zwei Mal in der 

Woche. Die Setzer, Korrektoren, Dru­
cker, Stereotypeure und Galvanoplasti­
ker gaben periodische Publikationen he­
raus; außerdem gab es Beilagen für Be­
triebsrätepraxis, Sozialpolitik und Bür­
gerliches Recht.

Eine Brücke ins Heute

Viele Mosaiksteine aus unserer reichen 
Gewerkschaftsgeschichte sind wenig be­
kannt. Dabei verdiente es dieses Erbe, 
ins Bewusstsein gehoben zu werden, um 
zu motivieren, über das Heute und Mor­
gen von gewerkschaftlichem Handeln 
neu nachzudenken. Seminarprogramme 
müssen mehr historische Themen be­
handeln – nicht nur zu Jubiläen.

1847 schrieben die Leipziger Buch­
druckergehilfen in ihrer Zeitung »Typo­
graphia«, dass zwar die Wissenschaft 
selbst das Eigentum weniger bleibe, aber 
dass doch ihre Resultate Allgemeingut 
seien, »sie können ohne Schaden zu lei­
den, vermittelt werden mit den Ansich­
ten des Volkes, ja, auf dieser Vermittlung 
ruht eben der Fortschritt«.

CONSTANZE LINDEMANN

Keine Utopie ohne Erinnerung und  
ohne Vergangenheit keine Zukunft 
Der Bildungsverband der Deutschen Buchdrucker

Redakteure als geschichtliche Akteure
Gewerkschaftspresse im historischen Abriss

Rechtzeitig zum Jahrestag des 
Deutschen Buchdruckerverban­

des ist ein Buch erschienen, das 150 
Jahre Gewerkschaftsentwicklung chro­
nologisch überblickt, aber keinen 
sachlich-historischen Abriss liefert. 
Vielmehr nimmt das Buch die verant­
wortlichen Journalisten des Gewerk­
schaftsblattes als geschichtliche Ak­
teure in den Blick, betrachtet »Die 
Gewerkschaftspresse im grafischen 
Gewerbe und ihre Redakteure seit 
1863«.

Die Redakteure waren männlich 
und fast alle gelernte Buchdrucker 
bzw. Schriftsetzer. Sie betätigten sich 

nach Können und Neigung: als Do­
kumentaristen, Kommentatoren, 
Analytiker, heimliche Literaten, Visi­
onäre, Strippenzieher. Dass und in­
wieweit sie in Gewerkschaftsdiens­
ten als »Vordenker und Strategen« 
wirkten, beleuchtet das fast 500-sei­
tige Werk. 

Den Anfang machen die Alt-
1848er David Greßner und Julius 
Hecht, die das Verbandsorgan »Der 
Correspondent« 1863 als »Wochen­

schrift für Deutschlands Buchdrucker 
und Schriftsetzer« mitgründeten. 
Am Ende der historischen Reihe fin­
det sich Hermann Zoller, der »Druck 
und Papier« noch bis ins ver.di-Zeit­
alter begleitete. Von den Redakteu­
ren »dazwischen« sind kaum noch 
die Namen geläufig – mit Ausnahme 
von Detlef Hensche, später der letz­
te IG-Medien-Vorsitzende. Dass es 
schwierig war, individuelle Lebens­
läufe und Geschichten herauszufil­

tern, plastische Charaktere zu zeich­
nen, leuchtet ein. Bei Personen, die 
große Umbrüche zu meistern hatten, 
gelingt das am besten. Etwa bei Ri­
chard Härtel, dem »eigentlichen Ver­
bandsgründer«, Redakteur von 1866 
bis 1891. Er hatte schon den »Drei­
groschenstreik« der Leipziger Buch­
drucker unterstützt, gestaltete den 
Kampf gegen das Sozialistengesetz 
mit und war immer noch aktiv, als 
es um den Neunstundentag ging. 

Der Band liefert rare Illustrationen 
und informative Bildtexte sowie eine 
Zeittafel der Drucker-Publizistik von 
1846 bis 2016. Er fühlte sich dem 
Ansatz einer »kollektiven Biografie« 
verpflichtet, erklärt der Autor, früher 
Leiter der Bibliothek der Friedrich-
Ebert-Stiftung. – Ein wunderbar ge­
staltetes Buch. � NEH

Rüdiger Zimmermann: Vordenker und Stra-
tegen. Die Gewerkschaftspresse im gra-
fischen Gewerbe und ihre Redakteure seit 
1863, Berlin 2016, 480 Seiten, 29,90 Euro, 
ISBN: 978-3863313029

Buch- und Kunstdruckerei Giesecke&Devrient in Leipzig 1862� Quelle: Deutsches Museum

Fo
to

: C
hr

. v
. P

ol
en

tz
 / t

ra
ns

it
fo

to
.d

e,
 B

ib
lio

th
ek

 K
ar

l-R
ic

ht
er

-V
er

ei
n,

 a
rc

hi
v 

D
ru

ck
 u

nd
 P

ap
ie

r 



s p r a c h r o h r 3 |  1610 B e r u f  &  G e s e l l s c h a f t

Wie schon im vergangenen Jahr 
findet der traditionelle Lese­

marathon des VS erneut unterirdisch 
und im historischen Ambiente statt. 
Am Samstag, 24. September, laden 
zwei historische U-Bahn-Waggons der 
BVG im U-Bahnhof Deutsche Oper 
von 10.30 bis 20 Uhr zum Verweilen 
und Zuhören ein. Der VS Berlin stellt 
Geschichten von »daheim & unter­
wegs« und die damit verbundene 

gleichnamige, von Astrid Vehstedt 
und Michael-André Werner heraus­
gegebene Anthologie vor. Autorin­
nen und Autoren des VS lesen in et­
wa halbstündigem Wechsel aus ihren 

Werken. Der Berliner Kulturstaatsse­
kretär Tim Renner hat die Schirm­
herrschaft übernommen. Den Auf­
takt zum Lesemarathon gibt’s einen 
Tag zuvor am 23. September ab 
19.30 Uhr in der Dorotheenstädti­
schen Buchhandlung in Berlin-Moa­
bit, Turmstraße 5 – auch dies ein tra­
ditioneller Veranstaltungsort für ein 
gespanntes Publikum.
www.vs-berlin-brandenburg.de

Lesemarathon unterirdisch und historisch

Schon 2015 Lesen und Lauschen im Untergrund: Im historischen Waggon fand sich ein interessiertes Publikum ein.� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Lesenswert
Neuerscheinungen

DETLEF BERENTZEN »Blindenführ-
hunde« – Kulturgeschichte einer 
Partnerschaft, Ripperger & Kremers 
Verlag, ISBN 978-3-943999-91-4

EWA BOURA »Undufer«, Gedichte 
mit Original-Linolschnitten von Wer-
ner Hilsing, Atelier-Handpresse von 
Hugo Hoffmann; gleichzeitig eine 
Mappe mit einer Auswahl von Ge-
dichten aus »Undufer«, mit 4 Zeich-
nungen von Günter Guben und 1 Fo-
to von Nikolaus Seubert.

EWA BOURA »AUS DEM TRAUM-
ARCHIV«, Gedichte und Prosa, 2016, 
Atelier-Handpresse von Hugo Hoff-
mann

WALTRAUD SCHADE »Schicksals-
fragmente Eins«, epubli, ISBN 
9783741822544

WALTRAUD SCHADE »Schwarzer 
Tango – Erinnerungen an Alice 
Schwarzer«, Verlag rot & licht, ISBN 
9783941931138

ERHARD UND HELGA SCHERNER 
»Anblick eines Frühlings« Gedichte 
Taschenbuch HeRas-Verlag, ISBN: 
978-3959140188

UTTA SCHLOTT »Blauer Mond Sep-
tember« Zu Fuß durch die Mecklen-
burgische Schweiz – Tagebuch, Wie-
senburg Verlag, ISBN: 978-39563 
23959

Buchtipp

Bankenkrise, griechische Krise, 
Flüchtlingskrise, Brexit – ist die 

EU am Zerbersten? Ulrike Guérot 
weist in ihrem neuen Buch auf Feh­
ler des EU-Projekts hin, die dieses in 
seiner gegenwärtigen Form als nicht 
tragfähig für die Zukunft erscheinen 
lassen. Eine postnationale europäi­
sche Republik schwebt ihr für Euro­
pa vor. Ein Netzwerk aus Regionen 
und Städten, das den europäischen 
Raum institutionell, territorial und 
wirtschaftlich neu ordnet. Erst darin 
wären EU-Bürgerinnen und -Bürger 
rechtlich-sozial gleichgestellt. Das 
setze eine einheitliche Volkswirt­

schaft samt »volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnung« voraus. In der EU 
wäre nur die Währung wirklich eu­
ropäisiert worden, nicht aber das so­
ziale Netz. Statt wechselseitigen So­
lidaritätsverlangens wolle sie ein de­
mokratisches Europa, das Krisenfol­
gen gemeinschaftlich schultere und 
Lasten sozial ausgewogen verteile. 
Finanzpolitische Konstrukte zu ega­
lisieren ohne gleichzeitige politische 
Gleichstellung der Bürgerinnen und 
Bürger Europas – das provoziere im 
Krisenfalle Zerreißproben. Wie ge­
schehen.

Schon vor dem Brexit mahnte die 
1964 geborene Gründerin und Di­
rektorin der Berliner Denkfabrik »Eu­
ropean Democracy Lab«, Professorin 
an der österreichischen Universität 
Krems, das Fehlen politischer Utopi­
en an. In dieser Hinsicht steht sie im 
Gefolge des Soziologen Oskar Negt, 
der beanstandete, es würde von der 
Politik verwaltet und Alternativlosig­
keit behauptet, wo es um die Bevöl­
kerung aktiv einbeziehende neue, 
mutige Entwürfe ginge. Guérot geht 

weit zurück bei dem Thema »Europa 
und europäische Union«. Sie klagt 
ein, was am Anfang des Staaten­
bündnisses angedacht gewesen wä­
re. Das Erreichte ist für sie kaum ein 
Torso des Angestrebten. Guérot ist 
überzeugte Europäerin. Nicht allein 
ihre Thesen, auch der berufliche Ein­
satz weist das aus. So könnte abseits 
populistischer Grenzziehungen end­
lich wieder Bewegung in den öffent­
lichen Politik-Diskurs kommen. Al­
lerdings: Das Reden von der »Alter­
nativlosigkeit« ist auch von der Wis­
senschaft kaum öffentlichkeitswirk­
sam durchbrochen worden. Wäre es 
nicht deren Aufgabe gewesen, Uto­
pien zu entwickeln und theoretisch 
durchzuspielen? Auch um Populisten 
gegenzusteuern? Mit dem Brexit 
scheidet ein großes Land aus der EU 
aus. Dessen Regionen sind darob in 
heftigen Widerstreit verfallen. Uto­
pien sind wichtig.

DORLE GELBHAAR
Ulrike Guérot »Warum Europa eine Repu-
blik werden muss! Eine politische Utopie«, 
Verlag J.H.W. Dietz Nachf. Bonn, 304 Seiten, 
19,90 Euro, ISBN 978-3-8012-0479-2

»Warum Europa eine 

Republik werden muss! 

Eine politische Utopie« 

Verlag J.H.W. Dietz 

Fachgruppe

L i t e r a t u r
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Am 5. Oktober wird wieder öf­
fentlich aufgespielt! In einer 

Protestaktion machen Honorarlehr­
kräfte an den Berliner Musikschulen 
von 14 bis 15.30 Uhr am Branden­
burger Tor mit anschließender De­
monstration vorbei am Bundestag 
bis zum Kanzleramt deutlich: 
Wir wollen nicht länger als 
Lehrkräfte zweiter Klasse be­
handelt werden!

»Unsere gemeinsamen Zie­
le«, so heißt es im Protestauf­
ruf, »schließen an internatio­
nal vereinbarte Grundsätze 
zum Schutz von Lehrerinnen 
und Lehrern an. Wir fordern 
die Erfüllung der UNESCO-
Standards, zu finden unter ht­
tp://tinyurl.com/jkxwseq Diese 
sehen vor, dass alle Lehrkräfte 
die gleiche oder eine gleichwer­
tige soziale Absicherung genießen, 
unabhängig von der Art der Schulen 
bzw. der Kurse, in denen sie unter­
richten.« Zur Demonstration rufen 
eine Vielzahl Verbündeter auf: AG 

Lehrbeauftragte GEW BERLIN, Berlin 
LW GAS (Freelance Language Wor­
kers), Berliner VHS-Dozentinnen/Do­
zenten-Vertretung, Bundeskonferenz 
der Sprachlehrbeauftragten (BKSL), 
DaZNetzwerk, Dozentinnen/Dozen­
ten der Freien Träger, Freie am Goe­
the-Institut, Landeslehrervertretung 
der Berliner Musikschulen, ver.di 
Fachgruppe Musik. 

Download des Flugblatts mit dem Aufruf 
zur Demonstration am 5. Oktober, den 
Forderungen an die auftraggebenden Ein-
richtungen, an das Land Berlin, an Bundes-
tag und Bundesregierung: https://musik.
verdi.de/regional/berlin-brandenburg

Keine Lehrkräfte zweiter Klasse!
Protestaktion zum Weltlehrertag 2016 am Brandenburger Tor

Fachgruppe

M u s i k

Kulturarbeit in der Gewerkschaft, 
gewerkschaftliche Kulturarbei­

tende... Auch wenn kaum ein Mit­
glied mehr fragen würde: »Was 
bringt uns das?« – wirklich selbst­
verständlich ist diese Arbeit immer 
noch nicht. Die Ergebnisse finden 
viele gut – aber selber machen?

Genau darum geht es aber, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Die 1995 
ins Leben gerufene MedienGalerie 
braucht Macherinnen und Macher! 
Der Fachbereich Medien, Kunst und 
Industrie (1995 war es die IG Medi­
en), hat das große Glück, ein eigenes 
Haus für die Kulturarbeit zu haben. 
Alle, die sich seitdem für Ausstellun­

gen, Lesungen und Veranstaltungen 
engagieren, wissen die Bedeutung 
dieses Hauses besonders wertzu­
schätzen. Was täten wir ohne die 
Räume und ohne den Fachbereich, 
der sich seit 21 Jahren in die Traditi­
on der Buchdruckergewerkschaft 
stellt, die kulturelle Arbeit finanziert 
und auch ansonsten unterstützt.

Zum 20-jährigen Bestehen der Me­
dienGalerie schrieben wir: Raum für 

Aufklärung und gegen das Verges­
sen, für Diskussion und Streit, für das 
Bewusstwerden und gegen das 
Dummmachen, für Subversion und 
Gerechtigkeit, für Verständigung 
und Solidarität, für das Lachen. Mit 
den Freunden und den Fremden. 

Jetzt werben wir um Nachwuchs; 
wobei dieser gern auch älter sein 
kann. Der Galerierat, der die Arbeit 
macht, trifft sich einmal monatlich. 

Er plant die Ausstellungen und Ver­
anstaltungen jeweils für ein Jahr in 
Abstimmung mit dem Fachbereichs­
vorstand und führt das Programm 
auch durch. 

Die »MedienGalerie zu machen« 
bedeutet Arbeit, ehrenamtliche Ar­
beit. Bis heute wurden 127 Ausstel­
lungen gezeigt. Aber es ist Arbeit, 
die Freude macht, die kreativ und ver­
bindend ist, für Weiterbildung sorgt 
und aus der noch nie einer der Ga­
lerieräte geflüchtet ist. Wenn Du Lust 
und Interesse hast, mehr zu erfah­
ren und die jetzigen Macherinnen 
und Macher kennenzulernen, dann 
komm doch zu einer der nächsten 
Galerieratssitzungen, am 10. No­
vember oder 8. Dezember 2016 
nachmittags und melde Dich bitte 
vorher an unter: buero@medienga­
lerie.org �CONSTANZE LINDEMANN

Das Machen ist das Entscheidende
MedienGalerie in eigener Sache: »Nachwuchs« gesucht

Kreatives Ehrenamt,  

das Freude macht

Immer wieder unüberhörbare Proteste der Musikschullehrkräfte
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Hans-Georg Ponesky: Mit dem Herzen dabei� Foto: StiftungDeutschesRundfunkarchiv/KlausWinkler 

Shows wie »Mit dem Herzen da­
bei« in den 60er Jahren – häufig 

an wichtigen Festtagen gesendet – , 
»Alles singt« und »Spielspaß«, die 
bis 1991 lief, galten im DDR-Fernse­
hen als Straßenfeger. Moderiert wur­
den sie von Hans-Georg Ponesky, der 
mehrfach von den Lesern der Pro­
grammzeitung FF Dabei zum Fern­
sehliebling gewählt wurde. Emotio­
nale Momente waren die Markenzei­
chen des geborenen Dresdners – auch 

schon bei seinen Rundfunkmodera­
tionen bei Radio DDR. Sie verhalfen 
Ponesky zu großer Popularität. 

Vor acht Jahren wählte Ponesky 
neben Spanien auch Lückendorf in 
der Oberlausitz als Altersruhesitz. 
Am 30. Juli ist der große Entertainer 
der Musikunterhaltung 83-jährig in 
Spanien an einem Herzleiden gestor­
ben. Bis zuletzt aber hielt er seine 
Mitgliedschaft bei ver.di Berlin-Bran­
denburg aufrecht. � RED

Adiós Hans-Georg Ponesky!

Fachgruppe 
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Günter Kuttner ist am 5. Juni mit 
78 Jahren verstorben. Unser Kol­

lege war gelernter Maschinensetzer 
(neudeutsch Desktop-Publishing) und 
bevor er 1989 in den geschäftsfüh­
renden Vorstand der IG Medien Ber­
lin gewählt wurde, als Betriebsrats­
mitglied und 18 Jahre lang als Be­
triebsratsvorsitzender in der Merca­
tor Druckerei tätig. Für seine Kolle­
ginnen und Kollegen setzte er sich 
unbestechlich und geradlinig ein. 
Das zeigte ein gewerkschaftlicher Or­
ganisationsgrad von 98 Prozent der 
Beschäftigten der Tagesspiegel-Dru­

ckerei. Nach dem Mauerfall über­
nahm er die Verantwortung für die 
Mitgliederbetreuung in Ostdeutsch­
land und organisierte die Bildung des 
Landesbezirks Berlin-Brandenburg der 
IG Medien. Dort wurde er mit dem 
einschneidenden Umbruch in den 
Druckbetrieben der Region konfron­
tiert. Günter galt als Fels in der Bran­
dung bei ungezählten Arbeitskämp­
fen. Als Landesvorsitzender beglei­
tete er später die ver.di-Gründung. 

Mit Leib und Seele war Günter Ge­
werkschafter und dies aus der Über­
zeugung, dass es einen wirklichen 

Ausgleich zwischen Kapital und Ar­
beit nie geben wird. Als zuverlässi­
gen und immer den Druckbetrieben 
und Zeitungsverlagen verbundenen 
Kollegen haben wir ihn kennen- und 
schätzen gelernt. Er war mir persön­
lich ein guter Lehrmeister und auf­
richtiger Freund. Meist verbrachte 
Günter seinen raren Urlaub am Meer. 
Dort, in der Ostsee, hat er auch sei­
ne letzte Ruhestätte gefunden. Er ist, 
wie leider viele gute Menschen, für 
seine Familie, seine Freunde und 
Weggefährten viel zu früh gegan­
gen. � ANDREAS KÖHN

Verdient geehrt: Günter Kuttner (li)
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Wir vermissen einen Weggefährten 
Gewerkschafter mit Leib und Seele: Abschied von Günter Kuttner

Buchtipp

Dreckfuhler« kommen fast in je­
der Zeitung vor. Aber in dieser 

natürlich nicht! Beim Hörfunk und 
im Fernsehen kommen sie als Ver­
sprecher daher. Nicht gewollt, aber 
sie passieren eben. Die gab es in der 
nun 96-jährigen Geschichte des 
Rundfunks und gibt es auch heute 
noch. Pfiffige Radiokollegen haben 
sie aufgeschrieben. Versprecher im 
DDR-Rundfunk waren zwar nicht an 

der Tagesordnung, aber sie kamen 
vor – kuriose, peinliche und auch po­
litische im reglementierten DDR-Me­
dium; selbst wenn im Manuskript der 
exakte Wortlaut stand. Meist ohne 
Konsequenzen.

Siegfried Loyda vom Mitteldeut­
schen Rundfunk Leipzig, später Pro­
grammsprecher und Moderator bei 
Radio DDR, hatte schon in den 50er 
Jahren angefangen, solche spreche­
rischen Fehlleistungen zu notieren. 
Im Berliner Funkhaus Nalepastraße 
tat dies Helmut Pietsch vom Deutsch­
landsender; unterstützt von vielen 
seiner Sprecherkollegen. Nun hat ein 
ehemaliger Schüler von ihm alle die­
se gesammelten »Werke« im Paper­
back »Verhörte Hörer« zusammen­
gefasst: Klaus Feldmann – Nachrich­
tensprecher zunächst beim Deutsch­
landsender, seit 1961 dann bei der 

Aktuellen Kamera des Deutschen 
Fernsehfunks. In über 40 Jahren 
Sammelleidenschaft sind viele amü­
sante Versprecher zusammengekom­
men, und man wird als Ostdeutscher 
an den einen oder anderen Sprecher-
Namen erinnert. Was nicht heißt, 
dass all die verballhornten Ansagen, 
Texte und Reportagen für Altbundes­
bürger unverständlich wären. Wie all 
die angeführten Versprecher zustan­
de kamen, wie versucht wurde, sie 
zu korrigieren – was meist nicht ge­
lang – und ob es darauf Konsequen­
zen gab, beschreibt Klaus Feldmann 
mit Humor und Selbstironie, denn er 
hat sich persönlich nicht ausgelassen. 
Wie sollten Sprecher und Reporter 
solche Versprecher handhaben? Her­
bert Küttner, Moderator fast aller 
Sportsendungen von Radio DDR, gab 
seinen Kolleginnen und Kollegen den 

Rat: Weiter sprechen als ob nichts 
gewesen wäre – dann denkt der Hö­
rer, er habe sich verhört!

Wer sich diese 160 Seiten gönnt, 
bekommt Einblick in den Rundfunk- 
und Fernsehalltag in der Nalepastra­
ße und in Adlershof. Man gönnt sich 
kurzweiliges Lesen – amüsant nicht 
nur für Radiomacher, offeriert mit ei­
nem gewissen Augenzwinkern. Und 
man merkt: Auch Sprecher sind nur 
Menschen und keine Maschinen. 
Solche Patzer passieren heute auch 
noch. Auf Beispiele ist hier verzichtet 
worden – man muss das Paperback 
selbst gelesen haben. Übrigens: 
Auch in diesem Büchlein gibt es min­
destens einen »Dreckfuhler«. 

WOLFHARD BESSER

Klaus Feldmann: »Verhörte Hörer«, Eulen-
spiegelverlag 2016, 9,99 €, ISBN-Nr. 978-3-
359-01702-8 

»Verhörte  

Hörer« 

Eulenspiegelverlag 2016

Acht Kornuten – davon zwei ehrenhal-
ber – wurden auf der Gautschfeier der 
Bundesdruckerei am 22. Juli in den 
Gesellenstand erhoben. Bei der Was-
sertaufe werden die Junggehilfen von 
aller »Murkserei und Fehlerhaftigkeit« 
reingewaschen. Verantwortlich ist die traditionell gekleidete Gautschmeisterin, 
der zwei kräftige Packer und ein Schwammhalter zur Seite stehen. Am Ende er-
halten die Kornuten einen Gautschbrief, mit dem sie sich zeitlebens als in die 
Zunft aufgenommen ausweisen können. Traditionell gautscht die Abteilung Aus-
bildung der Bundesdruckerei ihre frisch Ausgelernten der Berufe Mediengestalter, 
Medientechnologen Druck und Buchbinder. Der Begriff des Gautschens kommt 
aus der Papierherstellung und bezeichnet das Pressen des handgeschöpften Blat-
tes auf Filz. Die Gautsch-Zeremonie ist ein Buchdruckerbrauch aus dem 16. Jahr-
hundert zum Ende der Lehrzeit. � RED
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Reingewaschen von Murkserei
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inszenierten, gehörten Annekathrin 
Bürger, Ulrich Thein, Armin Müller-
Stahl, Frank Castorf, Michael Thal­
heimer und andere. 1990 erfolgte 
erneut eine Umbenennung in »Neue 
Bühne Senftenberg«. Um den Erhalt 
des Orchesters wurde von der Künst­
lergewerkschaft IG Medien und dem 
damaligen Brandenburger Kultusmi­
nister Dr. Hinrich Enderlein vergeb­
lich hart gerungen. Ergebnis 1993: 
nur noch eine Sparte Schauspiel.

Die Neue Bühne Senftenberg ge­
hört zum Zweckverband »Neue Büh-
ne – Niederlausitzer Theaterstädte-
bund Senftenberg« und wird vom 
brandenburgischen Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kultur 
gefördert. 2005 wurde die Bühne in 
der Intendanz von Sewan Latchinian 
von »Theater heute« zum Theater 
des Jahres gewählt.

Stärke, Selbstbewusst

sein und Urbanität

Im Mai wurde der Auftakt zur Jubi­
läumsspielzeit gegeben: Die neue 
Bühne Senftenberg beginnt in neuem 
Gewand mit neuem Logo und mit 
Höhepunkten im Spielplan. Mit einem 
kurzen nB demonstriert das Senften­
berger Theater Stärke, Selbstbewusst­
sein, Urbanität und Frische. Es ist die 
einzige Bühne Deutschlands, die das 
ganze Jahr Theaterstücke, Musicals, 
Konzerte, Kabarett, Lesungen und 
Kinofilme anbietet. Kindern, Jugend­
lichen und Senioren aus Senftenberg 

Viel Mehr als »Schimmi« 
Götz George, war einer der vielsei-
tigsten und bekanntesten deut-
schen Schauspieler. Für viele ver-
körperte er vor allem Kriminalkom-
missar Schimanski aus dem Pott. Er 
war seit 1972 Gerwerkschaftsmit-
glied und bis zu seinem letzten Tag 
in ver.di Berlin/Brandenburg, Thea-
ter + Bühnen. Im Alter von 77 Jah-
ren ist Götz George im Juni 2016 
in Hamburg gestorben. Sein Tod ist ein unersetzlicher Verlust. Götz George:
»Ich bin immer einen recht gradlinigen Weg gegangen. Damit habe ich sicher 
auch immer wieder Menschen vor den Kopf gestoßen, aber ich habe mich 
nicht verbiegen lassen.«� Foto: WDR, aus der Doku zum 70. Geb. : »Nicht reden, machen«

und der gesamten Region den aktiven 
Zugang zum Theater zu ermöglichen 
und mit ihnen zu arbeiten, ist Anlie­
gen. Es ist das kulturelle Zentrum, 
das weit ins Land hinaus strahlt.

Einladung zu neuer 

Kunst, neuen Texten

Intendant Manuel Soubeyrand bittet 
zum Festprogramm ab 24. Septem­
ber: »70 Jahre gibt es nun bereits 
dieses, unseres, Ihr Theater. Das 
klingt schön alt und ist doch ewig 
jung, denn, wie Schiller uns lehrt: 
Unsere Kunst ist immer die der Ge­
genwart, die des Augenblicks. Und 
so wollen wir Sie einladen zu neuer 
Kunst, zu neuen Texten. Zwei Urauf­
führungen, dazu zwei neue Stücke 
– kaum ein Jahr jung, sollen sie uns 
die Gegenwart begreiflich machen, 
uns auch zurückblicken lassen auf 
den Weg, den unser Theater, unsere 
Region gegangen ist. Aber das Spek­
takel 2016 soll vor allem eines sein 
– eine wunderbare Feier zu unserem 
Geburtstag. Ich lade Sie herzlich ein. 
Lassen Sie uns gemeinsam feiern, 
denn wir sind jung.«

ROSWITHA WEBER

Wir sind 70! Das Fest. Mit »Bornholmer 
Straße« von Jörg Steinberg und Christian 
Schwochow und den Uraufführungen »Bir-
kenbiegen« von Oliver Bukowski und »Der 
Senftenberger Weg« von Jörg Hückler und 
Esther Undisz, sowie »Phantom« von Lutz 
Hübner und Sarah Nemitz. Abschließen 
wird das Fest mit einem Theaterball. Fest-
zeit 24.9. bis 12.11. Tickets unter: 03573/ 
801 286, karten@theater-senftenberg.de

Bertolt Brecht »Die Kleinbürgerhochzeit« – Premiere� Foto: Neue Bühne SenftenbergAgatha Christie »Die Mausefalle« – Premiere

Gegründet wurde das Theater am 
21. Oktober 1946 als Stadtthe­

ater Senftenberg in der Aula und 
Turnhalle der Walther-Rathenau-Schu­
le in der südbrandenburgischen Stadt. 
Zur Eröffnungspremiere »Wir stellen 
uns vor« gehörten Ausschnitte aus 
Operetten und Opern sowie Texte 
von Ringelnatz und Wildenbruch. 
Das damalige Dreispartentheater be­
gann mit einem Schauspielensemb­
le, einem Sinfonieorchester und bis 
Ende der 1970er Jahre einem Ballet­
tensemble. Die erste Operettenauf­
führung »Das Land des Lächelns« 
von Franz Lehár fand am 27. Okto­
ber 1946 im Gesellschaftshaus von 
Senftenberg statt. Die erste Schau­
spielinszenierung »Kabale und Lie­
be« von Friedrich Schiller folgte am 
9. Oktober 1947, und die erste Oper 
»Der Freischütz« von Carl Maria von 
Weber hatte 1948 Premiere. 

Mit Gründung der DDR kam die 
Region in Bewegung: Das Braunkoh­
lerevier Lausitz lieferte große Men­

gen Energie für den wirtschaftlichen 
Aufschwung und brachte jungen 
Menschen Arbeit und eine neue Hei­
mat. Es folgten junge Künstler, um 
sich am Aufbau der Republik zu be­
teiligen – mit allen Hochs und Tiefs. 
1959 erfolgte die Umbenennung in 
»Theater der Bergarbeiter«. Neben 
Klassikern von Shakespeare bis Brecht 
wurden auch moderne Autoren der 
DDR wie Heiner Müller, Peter Hacks 
und Volker Braun aufgeführt. Zu be­
kannten Persönlichkeiten, die im 
Theater der Bergarbeiter spielten und 

Fachgruppe 
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Herzlichen Glückwunsch: Die Neue Bühne Senftenberg wird 70



s p r a c h r o h r 3 |  1614 A u s s e r  d e r  R e i h e

Unter der dicken Schicht weißer 
Schminke, wie sie im 18. Jhd. en 
vogue war, steckt Olaf Kappelt, Mit­
glied des Berliner Verbandes der 
Schriftsteller in ver.di. Geschmückt 
mit eindrucksvoller Hohenzollernna­
se ist er seit 15 Jahren im Hauptberuf 
König. »Ich zahle Sozialabgaben und 
bin als Freiberufler über die Künst­
lersozialkasse versichert.« Weil das 
Ganze als szenische Führung abläuft, 
bei dem er wie ein Schauspieler in 
die Rolle seines Alter Ego schlüpft, 
firmiere er dort als Künstler. »Was 
ich mache, ist mehr als Oberflächen­
zauber und Augenschmaus. Ent­
scheidend ist, was ich erzähle, in 
Kombination mit Maske und Kos­
tüm. Damit fällt meine Führung aus 
der Kategorie der normalen Berliner 
Gästeführer heraus«, erzählt das kö­
nigliche Gewerkschaftsmitglied.

Vorbei am Lustgarten, auf dem der 
originale Friedrich einst Kartoffeln 
anbauen ließ, entlang des Boulevards 
»Unter den Linden« bis zum Reichs­
tag geht die Tour, gespickt mit Anek­
doten aus dem Leben und Wirken 
des Königs. Pointiert erzählt und vor­
gebracht mit der einer königlichen 
Hoheit gebührenden Stimmgewalt.

Angefangen habe alles 2002 aus 
einer Laune heraus. Nach der Jahr­
tausendwende habe er sich neu ori­
entieren wollen, berichtet der pro­
movierte Sozialwissenschaftler. Über 
einen Kontakt zur Berliner Tourismus-
Information streckte er seine Fühler 
in Richtung Gästeführung aus. »Sze­
nische Führungen im historischen 
Gewand waren in Berlin – abgesehen 
vom Hauptmann von Köpenick – na­

hezu unbekannt«, erzählt Kappelt. 
Weil er in der Mark Brandenburg, in 
Alt Döbern, geboren und mit den 
Geschichten vom Alten Fritz aufge­
wachsen war, schlug er Führungen 
als dessen Reinkarnation vor. Nach 
einem Probelauf für die Mitarbeiter 
der Tourismus-Information sei er bis 
heute in Berlin der einzige, der re­
gelmäßig szenisch führt.

Als Kappelt drei Jahre alt war, ver­
ließen seine Eltern die Lausitz und 
siedelten in den Westen über. Den­
noch war die preußische Geschichte 

allgegenwärtig, von klein auf las er 
Bücher über Preußen. »Die gemein­
same brandenburgische Herkunft 
hat eine Verbindung zwischen mir 
und Friedrich geschaffen.«

Auf gut Glück stellt sich Kappelt 
nicht mehr vor das Brandenburger 
Tor, um auf Gäste zu warten. »Am 
Anfang wollte ich so ausprobieren, 
zu welchen Zeiten Bedarf ist. Jetzt 
führe ich nur noch auf Bestellung.« 
Obwohl Kappelt schon bis zu 150 
Leute ums Brandenburger Tor gelei­
tet hat, sind die Teilnehmer im Nor­
malfall handverlesen, ab fünf Anmel­
dungen zieht der König mit seinem 
Gefolge los. Er lege Wert auf Augen­
kontakt zu den Gästen.

Als in ver.di organisierter Schrift­
steller schreibt Kappelt natürlich 
auch. Er hat nicht nur Bücher über 
den alten Fritz verfasst – beispiels­

weise über seine Koch- und Küchen­
geheimnisse oder seine Kalendarien 
–, sondern auch »Rokokogeschich­
ten« herausgebracht oder die »Un­
garische Tragödie ’56« beschrieben. 

Gewerkschaftliches Wirken sei 
ihm wichtig, schließlich habe er sich 
schon im Studium mit den sozialen 
Fragen befasst. Auch darin sieht er 
eine Gemeinsamkeit mit Friedrich, 
»der hat auch immer geschaut, wie 
es dem einfachen Menschen geht«. 
Natürlich habe Friedrich auch Kriege 
geführt, aber Europa sei damals ein 
Pulverfass gewesen, dessen Konflik­
te man nicht auf Preußen reduzieren 
könnte. Er schaue lieber auf Friedrichs 
Friedenswerk: Damit habe dieser 
durchaus reformatorisch gewirkt. Er 
habe sich für Bildung stark gemacht 
– auch für die Mädchen –, habe mit 
der Einführung der Kartoffel die Er­
nährungslage verbessert und die To­
leranzidee des Großen Kurfürsten 
fortgeführt. »Friedrich war Bote für 
eine tolerante und aufgeklärte Stadt«, 
versichert Kappelt, der auch gewerk­
schaftliche Gremienarbeit macht auf 
Ebene des Bundes und des Landes­
bezirks. 

In der Uniform des Alten Fritz pas­
sieren Kappelt oft komische Sachen. 
So traf er Friedrichs Nachfahren und 
heutigen Chef des Hauses Hohen­
zollern, den Prinzen Georg Friedrich 
von Preußen, in der U-Bahn; im Wed­
ding hätten Jungen in ihm einen In­
dianer gesehen, »wegen der Mara­
bufedern am Dreispitz.« Sogar für 
einen Nussknacker wurde er gehal­
ten. Das amüsiert ihn. Wenn ihn aber 
ein Erwachsener als Napoleon titu­
liert, findet er den Mangel an Ge­
schichtskenntnissen bedenklich.

Für seine Uniform ließ er sich vom 
Deutschen Historischen Museum be­
raten. »Der König hat sommers wie 
winters immer die gleiche Uniform 
getragen, genau wie seine Solda­
ten.« In den Babelsberger Filmstudi­
os verpasste man ihm anhand der 
Totenmaske des Alten Fritz die Hohen­
zollernnase. Mit allem Drum und 
Dran braucht Kappelt eine dreiviertel 
Stunde, um in Friedrichs Haut zu 
schlüpfen. Die Nase wird mit Spezi­
alkleber befestigt. Einmal versuchte 
er unterwegs vergeblich, die Nase mit 
Pattex anzubringen. »So bin ich ein 
einziges Mal ohne die königliche Na­
se aufgetreten.«

Die zwei kurzweiligen Stunden mit 
viel Neuem über den alten König en­
den auf dem Berliner Reichstag mit 
einem Gläschen Sekt. »Santé« hätte 
der Alte Fritz wohl gesagt.

UTE CHRISTINA BAUER
www.koenig-friedrich.de 

Selbst im sonntagnachmittäglichen 
Trubel vor der Humboldtbox fällt 

seine Erscheinung auf: Am »Alten 
Fritz«, wie König Friedrich II von 
Preußen im alltäglichen Sprachge­
brauch genannt wird, schaut nie­
mand vorbei. In original preußischer 
Uniform mit Dreispitz und Stulpen­
stiefeln wartet er gegenüber vom 
Berliner Lustgarten darauf, dass das 
Trüppchen von Neugierigen, das sich 
mit ihm auf Zeitreise ins 18. Jahrhun­
dert begeben will, beisammen ist. 
Schließlich lässt man eine Majestät 
nicht warten, die zu einem Gang 
durch Berlin einlädt.

Los geht`s. Zufrieden kommentiert 
Friedrich den Fortschritt beim Wie­
deraufbau »seines« Stadtschlosses 
und erzählt, wie es darin zugegan­
gen ist. Eine Rekonstruktion seines 
Geburtszimmers im westlichen Teil 
des Schlosses oder zumindest einen 
Verweis darauf würde er sich aller­
dings schon wünschen.

König im Hauptberuf
In der Rolle des Alten Fritz führt Schriftsteller Olaf Kappelt durch sein Berlin

Der König zeigt »sein« Berlin� Fotos: Ute C. Bauer

Olaf Kappelt in vollem Ornat

Sein Gefolge führt er 

Nicht auf gut Glück
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Kurzbiographie auf beigefügtem 
Blatt mitliefern. Eingereichte Manu­
skripte werden nicht zurückge­
schickt. Ausgeschlossen von der Teil­
nahme sind festangestellte oder 
ständig Beschäftigte des rbb sowie 
des Literaturhauses Berlin. Einsen­
dungen bis 30. September (Datum 
Poststempel) an: kulturradio vom 
rbb, Stichwort: Walter-Serner-Preis, 
Masurenallee 8-14, 14057 Berlin

	 S e m i n a r e

Existenzgründung für Journalisten, 
Medienberufler und Künstler: 15.11. 
2016, 9.30 bis 16.30 Uhr: Rahmen­
bedingungen einer freiberuflichen 
Existenz in Medien- und künstleri­
schen Berufen. Existenzgründung 
aus der Arbeitslosigkeit, Förderungs­
möglichkeiten wie KSK, betriebswirt­
schaftliche und steuerliche Aspekte. 
Referent: Bernd Hubatschek, MKK 
Consult. Ort: ver.di-Landesbezirk, Kö­
penicker Str. 30, 10179 Berlin, Raum 
3.12. Anmeldung: andreas.koehn@
verdi.de, Tel: 030/88 66- 41 06; ver.di-
Mitglieder 13 Euro, sonst 60 Euro

Andradi. Ort: Literaturhaus Fasanen­
str. Kaminraum, jeweils 20 Uhr.

Stammtisch: Jeden ersten Donners­
tag im Monat im »Terzo Mondo«, ab 
19 Uhr, Grolmannstr. 28, zwei Minu­
ten vom U-Bhf. Uhlandstraße (U 15) 
und vom S-Bhf. Savignyplatz entfernt.

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Erwerbslose von ver.di Berlin tref­
fen sich jeden 2. und 4. Donnerstag, 
17.30 Uhr, ver.di-Landesbezirk, Kö­
penicker Str. 30. Kontakt: Ulla.Pingel@
gmx.de, Tel. 0174/5 61 65 79; Heike 
Wagner: wagner.heike61@web.de

	 D r u c k  u n d  Pa p i e r

OSZ Ernst Litfaß: ver.di berät Azu­
bis: Sprechtage 1x monatlich: 29.9., 
10.11., 8.12., 19.1.2017 jeweils 11-
15 Uhr; R.1.4.12 

Fachgruppe: Versammlung am 
29.9. 17.30 Uhr, ver.di Haus, Köpe­
nickerstr. 30, R. 6.01

10. ver.di-DruckerTage »Wie arm 
oder reich geht es in Deutschland 
zu?« 14. bis 16. Oktober 2016, ver.di 
Bildungszentrum Gladenbach Infor­
mation und Anmeldung: ver.di Bun­
desverwaltung Ressort 3 Fachbereich 
Medien, Kunst und Industrie, Paula-
Thiede-Ufer 10 10179 Berlin, Tel: 
030 6956-2318, E-Mail: frauke.men­
ze@verdi.de

	 S e n i o r e n

Seniorenausschuss FB8: Mitglie­
derversammlungen am 10.10. und 
21.11., Leitungssitzung am 7.11., je­
weils 11 Uhr, ver.di Landesbezirk, Kö­
penicker Str. 30

Rundfunksenioren Herbst-Treff 
21.9., 14 Uhr, Springborn-Club Jo­
hannisthal. 

Alte Barden Runde: Jeden zweiten 
und vierten Donnerstag im Monat 
um 15 Uhr im Restaurant »Alter 
Krug« in Dahlem, Königin-Luise-Str. 
52, 14195 Berlin

ADN Senioren: Letzten Montag je­
des Monats (außer Dezember), je­
weils 14 Uhr, Begegnungsstätte der 
Volkssolidarität, Torstr. 203, 10115 
Berlin-Mitte 

	 Mu s i k

Protestaktion der Honorarlehrkräfte 
am Weltlehrertag: 5. Oktober, 14 – 
15.30 Uhr am Brandenburger Tor, 
anschließend Demo zu Bundestag 
und Kanzleramt

	 I n d u st r i e

Diskussionsabend: »Altersarmut in 
einem reichen Land« mit Dr. Judith 
Kerschbaumer, ver.di Bereichsleiterin 
Sozialpolitik. 25. 10., 17 Uhr, R.3.12, 
ver.di Landesbezirk, Köpenicker Str. 
30, 10179 Berlin. Anmeldung bis 
30.9. E-Mail alfons.paus@verdi.de

	 Ve r s c h i e d e n e s

Historische Bibliothek des Karl-
Richter-Vereins – Öffnungszeit Ok­
tober, 10. 10., 14-18 Uhr, Duden­
straße 10, Hof, linke Seite, 1. Etage

Ausschreibung Walter-Serner-Preis 
2016 von kulturradio vom rbb und 
Literaturhaus Berlin: Autorinnen und 
Autoren können unveröffentlichte 
Kurzgeschichten zum  »Leben in den 
großen Städten« einsenden. Der mit 
5.000 Euro dotierte Preis wird am 9. 
Dezember in der Volksbühne Berlin 
verliehen. kulturradio vom rbb sen­
det die Gewinnergeschichte. Die Kurz­
geschichten in 2-facher Ausführung: 
nicht länger als sieben Seiten, an­
derthalbzeilig, max. 17.000 Zeichen, 
inkl. Leerzeichen. Autorenname und 

	 M e d i e n g a l e r i e

Anstalten machen! Wie deutsch ist 
die deutsche Welle? 12.10., 19.30 Uhr. 
Diskussion über die aktuellen Auf­
gaben des Senders nach Umbau zu 
einem englischsprachigen News-Kanal 
mit Alex Mänz, Medienpolitik und 
Public Affairs, Ayse Tekin, Gesamt­
personalrat Deutsche Welle, Christi­
an Mihr, Reporter ohne Grenzen. 

FLUCHT WEGE – Ausstellung der 
Fachgruppe Bildende Kunst, 15. Sep­
tember bis 21. Oktober 

Verbrechen der deutschen Wehr-
macht auf Kreta – deutsche Veran­
stalter: Initiative Deutschlands unbe­
glichene Schuld(en), Werketage e.V., 
27. Oktober bis 16. Dezember 

MedienGalerie, Dudenstr. 10, 10965 
Berlin, U-Bahn Platz der Luftbrücke, 
www.mediengalerie.org.de

	 L i t e r atu r

Lesemarathon 2016 daheim & un-
terwegs: 24.9., historische Wag­
gons im U-Bahnhof Deutsche Oper, 
10.30-20 Uhr. Auftakt 23.9. Doro­
theenstädtische Buchhandlung, 
Turmstr. 5, 10559 Berlin, 19.30 Uhr

VS Berlin Mitgliederversammlung 
24. 11., 18.00 Uhr, ver.di-Haus Köpe­
nicker Str. 30, 10179 Berlin, R.6. 05. 
Gast: Eva Leipprad, Bundesvorsitzende 
des Verbandes deutscher Schriftstel­
lerinnen und Schriftsteller (angefragt)

VS Brandenburg Mitgliederver-
sammlung 12.10., 14 Uhr, Gerhart-
Hauptmann-Museum Erkner, Ger­
hart-Hauptmann-Straße 1. Im An­
schluss, 16 Uhr dort öffentliche Le­
sung »Der Mahner« – zum 100. Ge­
burtstag von Johannes Bobrowski. 
Aus Werken des Dichters lesen: In­
geborg Arlt, Thomas Bruhn, Elke 
Hübner.

»RepräsenTanz« Lesung und Tanz­
improvisation im Landtag Potsdam. 
15. November, 18 Uhr. Es lesen: Rita 
König, Thomas Bruhn und Matthias 
Körner aus der nächsten Anthologie 
des Brandenburger VS zum Thema 
Grenzen.

Leseabende im Literaturhaus – 
VS-Mitglieder stellen ihre Neuer­
scheinungen vor. 25.10.: Roswitha 
Quadflieg, Andreas Ulrich, Astrid 
Vehstedt und Paul Grote. 1.12.: Tho­
mas J. Hauck, Petra Gabriel, Wal­
traud Schade, Juliane Beer, Esther 

Abschied vom Sommer mit einem Hauch Fernweh – und Aufbruch in den gol-
denen Herbst. Natürlich mit dem Sprachrohr als Wegbegleiter! Die Redaktion 
wünscht eine ertragreiche Zeit. Denn beim nächsten Sprachrohr sollten bereits 
die Weihnachtsgeschenke im Sack sein� Foto: Nora Erdmann
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Zeitungszusteller und ihre Entloh­
nung sind ein Dauerbrenner. Zur 

Erinnerung: Noch kurz vor Verab­
schiedung des Gesetzes zum gesetz­
lichen Mindestlohn im Sommer 2014 
gelang es den Zeitungsverlegern – 
mit schweren Geschützen wie der 
Pressefreiheit zündelnd – eine Aus­
nahme durchzusetzen, nach der die 
Zeitungszustellung bis Ende 2017 
geringer als mit 8,50 € vergütet wer­
den darf. Der niedrigere Mindestlohn 
kann aber nur angewandt werden, 
wenn Zusteller/innen ausschließlich 
periodisch erscheinende Zeitungen, 
Zeitschriften und redaktionelle An­
zeigenblätter austragen. Sobald sie 
darüber hinaus auch andere Tätig­
keiten erledigen, haben sie Anspruch 
auf den »vollen« Mindestlohn für die 
gesamte Arbeitszeit. Da war Streit 
vorprogrammiert. 

In einem neuen Fall hat der DGB-
Rechtsschutz für einen Zeitungszu­
steller aus Gera den Mindestlohn von 
8,50 € durchgesetzt. Der 50-jährige 
Kläger trägt zweimal wöchentlich 
Zeitungen und Anzeigenblätter aus. 
Zuvor hat er in die Periodika aber 
noch verschiedene Werbeprospekte 
einzulegen, die ihm paketweise an­
geliefert werden. Für die gesamte 
Tätigkeit erhielt er von der Zustellfir­
ma, bei der er seit 2009 beschäftigt 
ist, lediglich den niedrigeren Min­
destlohn von 6,38 € pro Stunde. Da­
gegen ging er mit gewerkschaftli­
chem Rechtsschutz vor.

Die Klägerseite argumentierte, dass 
das Einlegen der Werbeprospekte 

keine bloße »Zusammenhangstätig­
keit« darstelle, die notwendigerwei­
se zum Zustellen der Zeitungen ge­
hört. Unter die Ausnahmeregelung 
im Mindestlohngesetz falle aus­
schließlich die reine Zustellung der 
Presse. Das Arbeitsgericht Gera hat 
das ebenso gesehen und den Arbeit­
geber verurteilt, dem Kläger für die 
gesamte geleistete Arbeitszeit seit 
Oktober 2015 den gesetzlichen Min­
destlohn von 8,50 € zu zahlen. In 
der Urteilsbegründung (Az 5Ca 327/ 
15) wird ausgeführt, dass das Ein­
sortieren von Werbung grundsätzlich 
nichts mit der Zeitungszustellung zu 
tun hat. Das Privileg für die Presse­
unternehmen, vorübergehend einen 
niedrigeren Mindestlohn zahlen zu 
müssen, schütze solche zusätzlichen 
Tätigkeiten gerade nicht, sondern 
ausschließlich die Zustellung von 
Presseprodukten als solche.

Nachtarbeit aus 

wirtschaftlichen 

Erwägungen ist teurer

Noch schwerwiegender als die Ahn­
dung solcher Verstöße könnte sich 
für Zeitungszusteller/innen allerdings 
auswirken, was aus einem Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 
Dezember 2015 folgt. Den Austrä­
gern könnten für regelmäßige nächt­
liche Arbeit vor sechs Uhr erhöhte 
Nachtzuschläge zustehen. Bisher lie­
gen solche Nachtzuschläge teilweise 
nur bei zehn Prozent. Bei ver.di sieht 
man nun Handlungsmöglichkeiten, 
sogar einen 30-Prozent-Zuschlag als 
Ausgleich für Dauernachtarbeit durch­
zusetzen. Der Haken: Ein solcher An­
spruch müsste eingeklagt werden, 
und dazu sind zunächst entsprechen­
de Verfahren anzustoßen. 

Rachel Marquardt vom ver.di-Bun­
desfachbereich Medien, Kunst und 
Industrie argumentiert so: »Man 
geht meist ganz automatisch davon 
aus, Zeitungszustellung sei nur nachts 
möglich. Doch das BAG macht in sei­
ner Entscheidung deutlich, dass 
Nachtarbeit nur dann unvermeidlich 
ist, wenn sie aus technischen Grün­
den oder nach der Art der Tätigkeit 
– etwa bei einem Rettungsdienst – 
nur nachts erbracht werden kann. In 
allen anderen Fällen handelt es sich 
lediglich um ein unternehmerisches 
Konzept. Dann wären bei Nachtar­

anzeige

beit 25, bei Dauernachtarbeit sogar 
30 Prozent Zuschlag fällig.« Der Hin­
tergrund: In dem BAG-Urteil ging es 
um den Anspruch eines LKW-Fahrers 
im Liniendienst einer Postzustellfir­
ma. Das höchste Arbeitsgericht ent­
schied, dass seine Tätigkeit nicht 
zwingend nachts erfolgen müsse, 
sondern auch tagsüber möglich sei. 
Wenn der Dienstleister dennoch 
Nachtarbeit ausführen lasse, gesche­
he das aus rein wirtschaftlichen Er­
wägungen, die der Erwartungshal­
tung des Marktes entsprächen. Dass 
man Kunden bestimmte Zustellzeiten 
garantieren wolle, damit ließe sich 
keine Unvermeidbarkeit von Nacht­
arbeit begründen. (Entscheidung 10 
AZR 423/14). 

Aus ver.di-Sicht folgt logisch, dass 
auch eine Zeitungszustellung vor 6 
Uhr nicht zwingend gewährleistet 
sein muss, sondern Teil des unter­

nehmerischen Konzepts ist. Zustel­
lerinnen und Zusteller, die mehr als 
zwei Stunden Nachtarbeit leisten – 
und das an mindestens 48 Tagen im 
Kalenderjahr – hätten also gute 
Chancen, dafür einen Zuschlag von 
30 Prozent auf den Bruttoarbeitslohn 
durchzusetzen. Diesen Anspruch 
hätten dann alle – auch die, die aus­
schließlich Zeitungen zustellen und 
nur einen Grundlohn von aktuell 
7,23 € erhalten. Der Gesetzgeber 
verfolgt mit der Gewährung solcher 
Lohnzuschläge den Zweck, Nachtar­
beit im Interesse der Gesundheit der 
Beschäftigten zu verteuern und da­
durch einzuschränken.

Die ver.di-Rechtsabteilung hat da­
zu eine Rechtsschutzinformation er­
arbeitet. Betroffene, die höhere Zu­
schläge erstreiten wollen, können 
sich an den zuständigen Betreuungs­
sekretär wenden.�  NEH

Zeitungszusteller werden gelinkt
Trickserei beim Mindestlohn und die Sache mit den Zuschlägen

Dauerbrenner: Was verdienen die Zu
stellerinnen und Zusteller von Zei-
tungen?� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.

Fo
to

: J
ür

ge
n 

Br
au

w
ei

le
r/b

le
ifr

ei

2016 endlich autofreie Innenstädte.

Der aktuelle Presseausweis 2016 steckt in den Taschen zehntausender professio
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei poli
tischen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg I Köpenicker Str. 30 I 10179 Berlin I Tel. 030 / 88 66-54 20 
Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14, Do. 13 – 17 Uhr I www.dju-berlinbb.de


